
BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 29. Juni 2011 

über die staatlichen Beihilfen SA.32504 (2011/N) und C 11/10 (ex N 667/09), die Irland der Anglo 
Irish Bank und der Irish Nationwide Building Society gewährt hat 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(2011) 4432) 

(Nur der englische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/269/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 2 Unterabsatz 1, 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a, 

nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung ( 1 ) gemäß dem 
genannten Artikel, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

1.1. Anglo Irish Bank 

(1) Per Entscheidung vom 14. Januar 2009 genehmigte die 
Kommission vorläufig eine Rekapitalisierung der Anglo 
Irish Bank (nachstehend „Anglo“) ( 2 ). Diese Rekapitalisie­
rung wurde nicht durchgeführt, da Irland beschloss, 
Anglo stattdessen zu verstaatlichen. Per Entscheidung 
vom 16. Februar 2009 stellte die Kommission fest, 
dass die Verstaatlichung keine staatliche Beihilfe beinhal­
tete ( 3 ). 

(2) Per Entscheidung vom 26. Juni 2009 genehmigte die 
Kommission Soforthilfe für Anglo in Form einer Kapital­
zuführung über 4 Mrd. EUR (4 000 Mio. EUR) gemäß 
Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b des Vertrags zur Grün­
dung der Europäischen Gemeinschaft für einen Zeitraum 
von sechs Monaten. Die Kommission nahm die Zusage 
Irlands zur Kenntnis, der Kommission bis Ende Novem­
ber 2009 einen Umstrukturierungsplan vorzulegen ( 4 ). 

(3) Am 30. November 2009 unterbreitete Irland der Kom­
mission einen von Anglo aufgestellten Umstrukturie­
rungsplan ( 5 ) (nachstehend „der erste Anglo-Umstruktu­
rierungsplan“). Am 24. November und am 18. Dezember 
2009 übermittelte die Kommission Irland Auskunftsver­
langen zum ersten Anglo-Umstrukturierungsplan. 

(4) Am 17. November 2010 gab Irland der Kommission 
seine Absicht bekannt, Anglo zusätzliches Kapital in 
Höhe von bis zu 10,44 Mrd. EUR zuzuführen (nachste­
hend „die zweite Rekapitalisierung“). 

(5) Per Beschluss vom 31. März 2010 ( 6 ) genehmigte die 
Kommission vorläufig die zweite Rekapitalisierung bis 
zu ihrem endgültigen Beschluss über den Umstrukturie­
rungsplan von Anglo. Gleichzeitig beschloss die Kommis­
sion, wegen dem ersten Anglo-Umstrukturierungsplan 
und den von Irland ergriffenen zusätzlichen Maßnahmen 
das Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) zu 
eröffnen (nachstehend „der Eröffnungsbeschluss“). Der Er­
öffnungsbeschluss wurde am 7. August 2010 im Amts­
blatt der Europäischen Union veröffentlicht. Die Kommis­
sion forderte die Beteiligten zur Äußerung zu den Hilfen 
auf. Die Kommission hat keine Stellungnahmen von Be­
teiligten erhalten. 

(6) Am 31. Mai 2010 legte Irland einen überarbeiteten Um­
strukturierungsplan für die Anglo Irish Bank (nachste­
hend „der zweite Anglo-Umstrukturierungsplan“) vor.
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( 1 ) ABl. C 214 vom 7.8.2010, S. 3. 
( 2 ) Entscheidung der Kommission in der Beihilfesache N 9/09, Recapi­

talisation of Anglo Irish Bank by the Irish State, (ABl. C 177 vom 
30.7.2009, S. 1). 

( 3 ) Entscheidung der Kommission in der Sache N 61/09, Change of 
ownership of Anglo-Irish Bank, (ABl. C 177 vom 30.7.2009, S. 2). 

( 4 ) Entscheidung der Kommission in der Beihilfesache N 356/09, Reca­
pitalisation of Anglo Irish Bank by the Irish State, (ABl. C 235 vom 
30.9.2009, S. 3). 

( 5 ) Gemäß Erwägungsgrund 40 der Entscheidung der Kommission in 
der Beihilfesache N 356/09 (siehe Fußnote 4 dieses Beschlusses) 
steht die Genehmigung eines Umstrukturierungsplans in Einklang 
mit § 28 des irischen Garantiesystems für Kreditinstitute (Credit 
Institutions Financial Support — CIFS) und Erwägungsgrund 30 
der Genehmigung des CIFS-Systems durch die Kommission. (Siehe 
auch Entscheidung der Kommission in der Beihilfesache NN 48/08, 
Irland — Garantie-System für Banken in Irland (ABl. C 312 vom 
6.12.2008, S. 2). Im Zusammenhang mit dem CIFS-System verlangte 
der Finanzminister die Vorlage eines Umstrukturierungsplans für den 
Fall, dass die Solvabilitätskennzahl eines am System teilnehmenden 
Kreditinstituts unter die aufsichtsrechtlich vorgeschriebenen Mindest­
standards absinkt, die materiell für dieses Institut gelten. 

( 6 ) Beschluss der Kommission in den Beihilfesachen NN 12/10 und 
C11/10 (ex N 667/09), Zweite Rettungsmaßnahme zugunsten der 
Anglo Irish Bank, (ABl. C 214 vom 7.8.2010, S. 3).



(7) Am 2. Juni 2010 übermittelte die Kommission Irland ein 
weiteres Auskunftsverlangen zum zweiten Anglo-Um­
strukturierungsplan. Die betreffenden Fragen wurden auf 
einer Sitzung von Kommissionsbediensteten, der irischen 
Behörden und der Vertreter von Anglo am 24. Juni 2010 
erörtert. Darüber hinaus antworteten die irischen Behör­
den auf diese Fragen am 9. und 12. Juli 2010 in schrift­
licher Form. 

(8) Am 28. Juni 2010 meldete Irland bei der Kommission 
eine weitere Kapitalspritze von bis zu 10 054 Mio. EUR 
zugunsten von Anglo an (nachstehend „die dritte Reka­
pitalisierung“) ( 7 ). 

(9) Per Beschluss vom 10. August 2010 ( 8 ) genehmigte die 
Kommission vorläufig die dritte Rekapitalisierung bis zu 
ihrem endgültigen Beschluss über den definitiven Um­
strukturierungsplan von Anglo. 

(10) Am 31. August 2010 legte Irland der Kommission einen 
neuen Plan zur Umstrukturierung von Anglo vor, in dem 
eine Aufspaltung und Abwicklung der Bank über 10 
Jahre vorgesehen war. 

(11) Im Lichte einer detaillierten Bewertung der Überlebens­
aussichten von Anglo kündigte der irische Finanzminister 
am 30. September 2010 an, dass die Auflösung von 
Anglo insgesamt eine kumulierte Kapitalzuführung von 
29,3 Mrd. EUR gemäß den Berechnungen nach einem 
Basisszenario und von weiteren 5 Mrd. EUR nach einem 
Stress-Szenario erfordern würde. 

(12) Am 26. Oktober 2010 legte Irland einen konkreten Plan 
für die geordnete Abwicklung für Anglo vor (nachste­
hend „der dritte Anglo-Umstrukturierungsplan“), in dem 
in allen Einzelheiten erläutert wird, wie die geordnete 
Abwicklung des Instituts vorgenommen werden soll, des­
sen Rettung Gegenstand des ersten Plans vom 31. August 
2010 gewesen war. 

(13) In den darauffolgenden Wochen verlangten die Kommis­
sionsdienststellen von den irischen Behörden weitere 
Klarstellungen und baten am 29. Oktober um zusätzliche 
Auskünfte, die diese in verschiedenen E-Mails und über 
Konferenzschaltungen erteilten. 

(14) Am 8. Dezember 2010 meldete Irland bei der Kommis­
sion eine weitere Kapitalzuführung über 4 946 Mio. EUR 

(nachstehend „die vierte Rekapitalisierung“) sowie staatli­
che Garantien für bestimmte Verbindlichkeiten zugunsten 
von Anglo an. 

(15) Per Beschluss vom 21. Dezember 2010 ( 9 ) genehmigte 
die Kommission vorläufig bis zur Genehmigung des de­
finitiven Umstrukturierungsplans von Anglo die vierte 
Rekapitalisierung und die Garantien für bestimmte Ver­
bindlichkeiten von Anglo. 

1.2. Irish Nationwide Building Society 

(16) Per Beschluss vom 30. März 2010 genehmigte die Kom­
mission vorläufig eine Rekapitalisierung der Irish Nation­
wide Building Society (nachstehend „INBS“) für sechs Mo­
nate ab dem Zeitpunkt der Durchführung der Kapital­
zuführung durch Irland (22. Dezember 2009) oder für 
den Fall der Vorlage des Umstrukturierungsplans noch 
vor diesem Zeitpunkt bis zum endgültigen Beschluss 
der Kommission über den INBS-Umstrukturierungsplan 
(nachstehend „die erste Rekapitalisierung der INBS“) ( 10 ). 

(17) Des Weiteren gab der irische Finanzminister am 30. März 
2010 bekannt, dass angesichts der Verringerung der Bi­
lanzsumme der INBS aufgrund der Übertragung von Ak­
tiva auf die irische Abwicklungsanstalt National Asset 
Management Agency (nachstehend „NAMA“) die INBS 
als unabhängiges eigenständiges Kreditinstitut keine Zu­
kunft habe. 

(18) Am 22. Juni 2010 unterbreitete Irland der Kommission 
einen Umstrukturierungsplan für die INBS (nachstehend 
„der INBS-Umstrukturierungsplan“). Dieser Plan sieht bis 
zur Veräußerung des Unternehmens an einen gewerb­
lichen Käufer die Fortführung der Geschäftstätigkeit der 
INBS vor. 

(19) In den nachfolgenden Wochen setzte Irland die Kommis­
sion informell darüber in Kenntnis, dass auch andere 
Optionen für die Zukunft der INBS geprüft würden. So 
plante Irland insbesondere, das Interesse des Marktes am 
Erwerb von Teilen der INBS zu testen. 

(20) Am 30. September 2010 gab der irische Finanzminister 
eine öffentliche Erklärung zur Lage des irischen Banken­
sektors ab und kündigte an, dass die INBS eine weitere 
Kapitalspritze von 2,7 Mrd. EUR benötigen würde (wo­
mit sich die Rekapitalisierung auf 5,4 Mrd. EUR belaufen 
würde). Diese Kapitalspritze (nachstehend „die zweite Re­
kapitalisierung“) wurde der Kommission am 12. Oktober 
2010 angemeldet.
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( 7 ) Ursprünglich umfasste die Anmeldung der Maßnahme auch eine 
staatliche Einzelgarantie für die kurzfristigen Verbindlichkeiten von 
Anglo (nach dem Auslaufen des Irish Eligible Liabilities Guarantee 
Scheme (ELG-Regelung) am 29. September 2010). Am 4. August 
2010 zog Irland jedoch die Anmeldung der staatlichen Einzelgaran­
tie zurück und meldete lediglich die dritte Rekapitalisierung an. 

( 8 ) Beschluss der Kommission in der Beihilfesache NN 35/10 (ex N 
279/10), Irland -Vorläufige Genehmigung der dritten Rekapitalisie­
rung zugunsten der Anglo Irish Bank, (ABl. C 290 vom 27.10.2010, 
S. 4). 

( 9 ) Beschluss der Kommission in der Beihilfesache SA 32057 
(2010/NN), Irland — Vorläufige Genehmigung der vierten Rekapi­
talisierung und Garantie für bestimmte Verbindlichkeiten zugunsten 
der Anglo Irish Bank, (ABl. C 76 vom 10.3.2011, S. 4). 

( 10 ) Beschluss der Kommission in der Beihilfesache NN 11/10, Irland — 
Rettungsmaßnahmen zugunsten der INBS, (ABl. C 143 vom 
2.6.2010, S. 23).



(21) Per Beschluss vom 21. Dezember 2010 genehmigte die 
Kommission vorläufig die zweite Rekapitalisierung der 
INBS für einen Zeitraum von sechs Monaten bzw. für 
den Fall der Vorlage des Umstrukturierungsplans noch 
vor dem 31. Januar 2011 bis zum endgültigen Beschluss 
der Kommission über den Umstrukturierungsplan für 
diese Bank ( 11 ). 

1.3. Das gemeinsame Verfahren 

(22) Am 28. November 2010 wurde zwischen Irland und der 
Europäischen Union, der Europäischen Zentralbank 
(nachstehend „EZB“) und dem Internationalen Währungs­
fonds Einigung über ein Unterstützungsprogramm für 
Irland (nachstehend „das Hilfsprogramm“) erzielt. Im 
Rahmen des Hilfsprogramms erklärte sich Irland bereit, 
bestimmte Maßnahmen zur Rekapitalisierung und Um­
strukturierung im Rahmen eines Programms zur Um­
strukturierung des Bankensystems (nachstehend „das Ban­
kensystemprogramm“) zu ergreifen. Im Zusammenhang 
mit dem Bankensystemprogramm wurden im wirtschafts- 
und finanzpolitischen Memorandum (Memorandum of 
Economic and Financial Policies — „MEFP“) Maßnamen 
dargelegt, die zur Wiederherstellung der Lebensfähigkeit 
des Finanzsektors in Irland als notwendig erachtet wer­
den ( 12 ). Unter Nummer 10 des MEFP heißt es, dass „ra­
sche und entschlossene Eingriffe erfolgen müssen, um die 
Lage der Anglo Irish Bank (Anglo) und der Irish Nation­
wide Building Society (INBS) zum Schutz der Einleger 
und zur Stärkung des Bankensystems zu klären. Dazu 
werden wir bis Ende Januar 2011 der Europäischen Kom­
mission einen gemeinsam mit dem IWF erstellten über­
arbeiteten Vorschlag zur Abwicklung von Anglo und 
INBS vorlegen“ ( 13 ). 

(23) Am 12. Januar 2011 erteilte Irland der Kommission Aus­
kunft über den geplanten Verkauf von Einlagen durch 
Anglo und INBS. Weitere Auskünfte vom 2. Februar 
2011 und vom 21. Februar 2011 betrafen das Verfahren 
der Verkauf. 

(24) Am 16. Januar 2011 legte Irland der Kommission Infor­
mationen zur geplanten Abwicklung der Geschäftstätig­
keit von Anglo und INBS vor. Am 31. Januar 2011 
unterbreitete Irland der Kommission einen gemeinsamen 
Umstrukturierungs- und Abwicklungsplan für Anglo und 
INBS (nachstehend „der gemeinsame Umstrukturierungs­
plan“). 

(25) Am 5. April 2011 aktualisierte Irland den gemeinsamen 
Umstrukturierungsplan durch Einbeziehung der Auswir­
kungen der inzwischen erfolgten Übertragung von Ein­
lagen und Anleihen auf die NAMA und durch Ablösung 
der Schätzwerte für die Ergebnisse und Bilanzen von 

Anglo und INBS für 2010 durch die tatsächlichen Werte, 
die mittlerweile bekannt waren. Eine weitere Aktualisie­
rung ging der Kommission am 21. April 2010 zu. 

2. BESCHREIBUNG DER BEIHILFE 

2.1. Die Begünstigten und ihre Schwierigkeiten 

2.1.1. Anglo Irish Bank 

(26) Gemessen an der Bilanzsumme ist Anglo eine der größ­
ten in Irland tätigen Banken. Per 31. Dezember 2010 
wies Anglo eine Bilanzsumme von 72,2 Mrd. EUR ( 14 ) 
und einen Darlehensbestand von […] (*) Mrd. EUR aus. 
Vom Geschäftsmodell her war Anglo eine „Monoline- 
Bank“, die sich auf gewerbliche Immobilienkredite auf 
drei Kernmärkten spezialisiert hatte: Irland, das Vereinigte 
Königreich und die Vereinigten Staaten. Seit Ausbruch 
der Finanzkrise verzeichnete Anglo schwere Verluste, 
die hauptsächlich durch Wertminderungen ihres Kredit­
portfolios für Gewerbeimmobilien bedingt waren. Anglo 
wurde am […] 2009 von Irland verstaatlicht. 

(27) Eine ausführliche Beschreibung von Anglo und ihren 
Schwierigkeiten ist den Abschnitten 2.2 und 2.3 des Er­
öffnungsbeschlusses vom 31. März 2010 zu entnehmen. 

(28) Das Geschäftsmodell von Anglo erwies sich als nicht 
tragfähig und führte in der globalen Finanzkrise zu fi­
nanziellen Schwierigkeiten und Verlusten ungekannten 
Ausmaßes. Das Geschäftsmodell von Anglo war zu stark 
auf Gewerbeimmobilienkredite ausgerichtet und führte zu 
einem überhöhten Risiko gegenüber diesem Wirtschafts­
sektor, der besonders hart von der Finanzkrise getroffen 
wurde. Die Preise für gewerbliche Immobilien brachen 
schlagartig in Irland um mehr als 62 %, im Vereinigten 
Königreich um 37 % und in den Vereinigten Staaten um 
45 % ein ( 15 ). Darüber hinaus war Anglo für seine Kredit­
vergabe zum Teil auf Refinanzierung über den Interban­
kenmarkt angewiesen, eine Finanzierungsquelle, die in­
folge der Finanzkrise versiegte. 

(29) Das Risikomanagement war bei Anglo nicht hinreichend 
entwickelt, und so konnte die Bilanzsumme in Kombina­
tion mit riskanten Kreditvergabepraktiken unkontrolliert 
wachsen (wie etwa umfangreiche Kredite bei niedrigem 
Wert der Objekte oder Kredite mit ausschließlicher Be­
dienung der Zinsen ohne Tilgung), und dies insbesondere 
in den Jahren des irischen Immobilienbooms. In der Zeit 
von 1984 bis 2008 wuchs die Bilanzsumme der Bank 
um jährlich rund 30 % und lag 2008 bei […] Mrd. EUR. 
Die Liquiditätssteuerungskennzahl Ausleihungen zu Ein­
lagen (Loans-to-Deposit-ratio — „LtD“) stieg von 100 % 
vor 1990 in der Zeit von 2008 bis 2009 auf einen 
Durchschnittswert von 217 % an. 

(30) Zugunsten von Anglo wurden vier Rekapitalisierungs­
maßnahmen und eine Kapitalentlastungsmaßnahme 
durchgeführt, wonach Anglo wertgeminderte Darlehen 
im Betrag von rund 35 Mrd. EUR auf die NAMA über­
tragen konnte. Außerdem erhielt die Bank auf den größ­
ten Teil ihrer Verbindlichkeiten staatliche Garantien (siehe 
Erwägungsgrund 66).
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( 11 ) Beschluss der Kommission in der Beihilfesache NN 50/10 (ex N 
441/1) Irland — Zweite Rettungsmaßnahme zur Rekapitalisierung 
der Irish Nationwide Building Society, (ABl. C 60 vom 25.2.2011, 
S. 6). 

( 12 ) Die Unterlagen zum irischen Hilfsprogramm sind unter der fol­
gende Web-Adresse abrufbar: http://ec.europa.eu/economy_finance/ 
articles/eu_economic_situation/2010-12-01-financial-assistance- 
ireland_en.htm 

( 13 ) Punkt 10 des MEFP vom 28. November 2010: „Swift and decisive 
action will be taken to resolve the position of Anglo Irish Bank 
(Anglo) and Irish Nationwide Building Society (INBS) in a way that 
protects depositors and strengthens the banking system. To this 
end, by end-January 2011, we will submit to the European Com­
mission a revised proposal developed in collaboration with IMF to 
resolve Anglo and INBS“. 

( 14 ) Gegenüber 101 Mrd. EUR Ende 2008. 
(*) Vertrauliche Angaben. 

( 15 ) Zahlen aus den Umstrukturierungsplänen.

http://ec.europa.eu/economy_finance/articles/eu_economic_situation/2010-12-01-financial-assistance-ireland_en.htm
http://ec.europa.eu/economy_finance/articles/eu_economic_situation/2010-12-01-financial-assistance-ireland_en.htm
http://ec.europa.eu/economy_finance/articles/eu_economic_situation/2010-12-01-financial-assistance-ireland_en.htm


2.1.2. INBS 

(31) Eine ausführliche Beschreibung der INBS liegt in Ab­
schnitt 2.1 des Beschlusses der Kommission vom 
30. März 2010 über die erste Rekapitalisierung der 
INBS vor. Daher enthält dieser Abschnitt nur eine kurze 
Zusammenfassung. 

(32) Bei der INBS handelt es sich um eine Bausparkasse mit 
einer Bilanzsumme per 31. Dezember 2010 von 12,1 
Mrd. EUR. Vor der Finanzkrise war die INBS nach der 
Bilanzsumme das sechstgrößte irische Kreditinstitut. Die 
INBS bot ihren Mitgliedern traditionelle Bankprodukte für 
Privatkunden an (d. h. Spareinlagen und Hypothekarkre­
dite). In den Jahren vor der Finanzkrise weitete die INBS 
ihre Aktivitäten über einen aggressiven Vorstoß in das 
riskante Kreditgeschäft mit Gewerbeimmobilien aus, was 
zu ihrem Hauptgeschäftsbereich wurde. Die INBS war 
hauptsächlich in Irland aktiv, wo sie ein Zweigstellennetz 
von 50 Zweigstellen und 40 Vertretungsbüros unterhielt, 
sowie im Vereinigten Königreich, wo sie jedoch keine 
Zweigstellen unterhielt. 

(33) Das Darlehensportfolio der INBS hatte per 31. Dezember 
2010 einen Wert von 1,9 Mrd. EUR, nachdem Darlehen 
im Wert von 8,5 Mrd. EUR auf die NAMA übertragen 
worden waren ( 16 ). Die Einlagen von Privatkunden belie­
fen sich per 31. Dezember 2010 auf 3,9 Mrd. EUR. 2009 
wies die INBS einen Verlust von 3,3 Mrd. EUR aus. 

(34) Die Schwierigkeiten der INBS rührten von einem zu star­
ken Kreditengagement bei schwach besicherten irischen 
Gewerbeimmobilien her (rund 80 % des Gesamtdarlehen­
sportfolios der INBS). Als dann die Finanzkrise ausbrach 
und die Immobilienpreise — insbesondere für gewerb­
liche Immobilien — sowohl in Irland als auch im Ver­
einigten Königreich drastisch einbrachen, verzeichnete die 
INBS starke Verluste in ihrem Darlehensportfolio, wo­
durch sie 2009 und 2010 zu erheblichen Wertberichti­
gungen gezwungen war. 

(35) Die INBS erhielt zwei Kapitalspritzen und profitierte von 
einer Kapitalentlastungsmaßnahme, in deren Rahmen sie 
rund 8,9 Mrd. EUR an wertgeminderten gewerblichen 
Immobiliendarlehen auf die NAMA übertragen konnte. 
Außerdem wurden ihr staatliche Garantien auf den größ­
ten Teil ihrer Verbindlichkeiten gewährt (siehe Erwä­
gungsgrund 67). 

(36) Vor der ersten Rekapitalisierung durch den irischen Staat 
befand sich die INBS im Besitz ihrer Mitglieder. Infolge 
der ersten Rekapitalisierung übernahm der Staat die voll­
ständige Kontrolle über die Bank. Dadurch haben die 
Mitglieder die Kontrolle über die INBS und alle wirt­
schaftlichen Eigentumsrechte verloren. 

2.2. Die einzelnen Umstrukturierungspläne 

2.2.1. Der erste Anglo-Umstrukturierungsplan 

(37) Der erste Umstrukturierungsplan wurde der Kommission 
am 30. November 2009 unterbreitet. Eine ausführliche 

Beschreibung des ersten Anglo-Umstrukturierungsplans 
findet sich in Abschnitt 2.4 des Eröffnungsbeschlusses, 
in dem die Kommission gewisse Zweifel daran äußert, 
ob dieser Plan mit den in der Umstrukturierungsmittei­
lung ( 17 ) dargelegten Bedingungen in Einklang steht. Ins­
besondere erscheint es der Kommission fraglich, ob der 
Plan zur Wiederherstellung der langfristigen Rentabilität 
von Anglo, zur Beschränkung der Umstrukturierungskos­
ten auf ein Minimum und zur Begrenzung der Wett­
bewerbsverzerrungen führt. Daher eröffnete die Kommis­
sion in Bezug auf diesen Umstrukturierungsplan das Ver­
fahren gemäß Artikel 108 Absatz 2 AEUV. Gleichzeitig 
ersuchte die Kommission Irland um Vorlage eines über­
arbeiteten Umstrukturierungsplans bis spätestens zum 
31. Mai 2010. 

2.2.2. Der zweite Anglo-Umstrukturierungsplan 

(38) Am 31. Mai 2010 legte Irland einen überarbeiteten Um­
strukturierungsplan mit einem deutlich veränderten An­
satz zur Umstrukturierung von Anglo vor. 

(39) Wie im Eröffnungsbeschluss verlangt enthielt der zweite 
Anglo-Umstrukturierungsplan eine Reihe in Betracht 
kommender Umstrukturierungsszenarien: i) 100 %ige 
Auflösung von Anglo innerhalb von 12 Monaten; ii) 
Abwicklung von Anglo zu 100 % über 10 Jahre; iii) 
Abwicklung von Anglo zu 100 % über 20 Jahre; iv) 
Stabilisierung des Gesamtunternehmens Anglo und Erhalt 
im Hinblick auf die Unternehmensfortführung; und v) 
Aufspaltung mit einer Abwicklung von Anglo zu 80 % 
im Wege der Einrichtung einer Vermögensverwaltungs­
gesellschaft, während der Rest die Geschäftstätigkeit fort­
führen würde (als überlebensfähige „Good Bank“). 

(40) Das Aufspaltungsszenario gemäß Ziffer v in Erwägungs­
grund 39 wurde von den irischen Behörden als ihre be­
vorzugte Option dargelegt. Danach würde die Ver­
mögensverwaltungsgesellschaft die „verlustträchtigsten 
Aktiva“ halten, die nicht auf die NAMA oder die Good 
Bank übertragen würden (Portfolio von über 13,6 Mrd. 
EUR nach Abspaltung). Diese Aktiva würden im Hinblick 
auf die Maximierung ihres Restwerts bei möglichst gerin­
ger staatlicher Hilfe verwaltet. Die Vermögensverwal­
tungsgesellschaft würde selbst keiner neuen Geschäfts­
tätigkeit nachgehen und 2020 aufgelöst. 

(41) Bei der Good Bank würde es sich um eine deutlich klei­
nere Geschäftsbank in Staatsbesitz handeln, die mit einer 
deutlich verringerten Bilanzsumme und einem niedrige­
ren Risikoprofil ihre langfristige Rentabilität wiedererlan­
gen könnte. Die Good Bank sollte innerhalb eines Zeit­
rahmens von fünf Jahren privatisiert werden, was für den 
Staat sogar mit einem gewissen Ertrag auf sein Invest­
ment in Anglo verbunden sein könnte.
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( 16 ) Die INBS überträgt insgesamt Darlehen im Nennwert von 8,9 Mrd. 
EUR auf die Entlastungsregelung NAMA. Bisher wurden 8,5 Mrd. 
EUR übertragen, die restlichen 400 Mio. EUR stehen noch aus. 

( 17 ) Mitteilung der Kommission über die Wiederherstellung der Renta­
bilität und die Bewertung von Umstrukturierungsmaßnahmen im 
Finanzsektor im Rahmen der derzeitigen Krise gemäß den Beihilfe­
vorschriften (ABl. C 195 vom 19.8.2009, S. 9).



2.2.3. Der dritte Anglo-Umstrukturierungsplan 

(42) Am 26. Oktober 2010 legte Irland auf der Grundlage 
seines Plans vom 31. August 2010 einen stark überarbei­
teten Vorschlag für die Umstrukturierung von Anglo vor. 
Dieser dritte Umstrukturierungsplan sieht in großen Zü­
gen die Aufspaltung von Anglo in zwei rechtlich un­
abhängige staatliche Institute vor, nämlich eine „Funding 
Bank“ und eine „Recovery Bank“, die zur Abwicklung von 
Anglo über einen Zeitraum von etwa zehn Jahren führen 
würden. Dazu würde es weiterer staatlicher Beihilfen in 
Form von Kapitalspritzen, einer fortwährenden Finanzie­
rung durch die Zentralbank und einer umfassenden 
Struktur von staatlichen Garantien über die gesamte Le­
bensdauer der beiden Banken bedürfen. In dem Plan wird 
ein Kapitalbedarf von 29,3 Mrd. EUR im Basisszenario 
und von 34 Mrd. EUR unter Stressbedingungen ver­
anschlagt. 

(43) Irland wies darauf hin, dass der neue Ansatz zur Um­
strukturierung von Anglo, der von einer Beendigung der 
Darlehenstätigkeit ausgeht, durch die Verschlechterung 
der Marktbedingungen ausgelöst worden sei. Die Finan­
zierungskonditionen für Anglo und das Vertrauen in den 
Staat hätten sich seit der Vorlage des zweiten Umstruk­
turierungsplans verschlechtert, wobei die Abschläge für 
auf die NAMA übertragene Darlehen und die Verluste 
bei dem nicht auf die NAMA übertragenen Darlehen­
sportfolio höher als erwartet ausgefallen seien. 

2.2.4. Der INBS-Umstrukturierungsplan 

(44) Der Umstrukturierungsplan für die INBS wurde der Kom­
mission am 22. Juni 2010 vorgelegt. Gemäß den Forde­
rungen im ersten Beschluss über die Rekapitalisierung der 
INBS wurden im neuen Umstrukturierungsplan verschie­
dene Optionen für die Bank in Betracht gezogen: i) Um­
strukturierung und Fortführung der Geschäftstätigkeit im 
Hinblick auf den Verkauf etwa im Jahr 2013; ii) sofortige 
Abwicklung; oder iii) schrittweise Abwicklung bis spätes­
tens 2020. Der Verkauf würde die geringste staatliche 
Hilfe über die zum Zeitpunkt der Vorlage des Plans be­
reits vom Staat bereitgestellten 2,7 Mrd. EUR hinaus er­
fordern. 

(45) In Vorbereitung des Verkaufs müsste die INBS ein kleines 
Spar- und Darlehensinstitut werden. Es würde einen er­
heblichen Teil seines bestehenden Portfolios an Gewer­
beimmobiliendarlehen auf die NAMA übertragen und die 
Kreditvergabe für gewerbliche Immobilien beenden und 
seinen Kunden nur noch Wohnungsbau-Hypothekarkre­
dite und Sparkonten anbieten. 

(46) Der Umstrukturierungsplan der INBS sah keine besonde­
ren Maßnahmen zur Begrenzung der durch die Beihilfen 
ausgelösten Wettbewerbsverfälschungen vor. 

2.3. Der gemeinsame Umstrukturierungsplan für 
Anglo und INBS 

2.3.1. Beschreibung des gemeinsamen Umstrukturierungsplans 

(47) Am 31. Januar 2011 legte Irland der Kommission den 
gemeinsamen Umstrukturierungs- und Abwicklungsplan 

für Anglo und INBS vor. Der gemeinsame Umstrukturie­
rungsplan sieht nach dem Verkauf ihrer jeweiligen Ein­
lagenportfolios den Zusammenschluss von Anglo und 
INBS zu einem einzigen Unternehmen („das aus dem 
Zusammenschluss hervorgehende Institut“) vor, das eine 
Banklizenz erhalten, vollständig der Aufsicht unterzogen 
und zu 100 % im Staatsbesitz verbleiben wird. Die ge­
meinsame Eröffnungsbilanz wird sich nach dem Zusam­
menschluss auf [60-70] Mrd. EUR belaufen. 

(48) Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut 
wird: i) eine geordnete Abwicklung des hinterlassenen 
Portfolios an gewerblichen Immobilienkrediten über 
zehn Jahre hinweg im Wege von Ablösungen und Ver­
käufen vornehmen; ii) die geordnete Abwicklung des 
Portfolios an Hypothekarkrediten für Privatkunden der 
INBS über einen Zeitraum von […] Jahren vornehmen 
[…] und sich iii) auf […] stützen. Das aus dem Zusam­
menschluss hervorgehende Institut wird nur geringe Ein­
lagen halten und sich nicht in neuen Geschäftsbereichen 
der Kreditvergabe oder anderen Aktivitäten engagieren. 

(49) Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut 
wird die verschiedenen Eigenwechsel in seinem Portfolio 
halten, die zur Rekapitalisierung sowohl von Anglo als 
auch der INBS dienten. Alle Eigenwechsel werden in Ein­
klang mit dem Fälligkeitsplan eingelöst ( 18 ). […]. Das aus 
dem Zusammenschluss hervorgehende Institut wird über­
dies einen kleinen Betrag an nachrangigen Verbindlich­
keiten im Portfolio halten, der dem Betrag entspricht, der 
nicht im Rahmen der verschiedenen Rückkaufsoperatio­
nen von nachrangigen Darlehen (Liability management 
exercises) zurückgekauft werden konnte. 

(50) Ziel dieses vorgeschlagenen gemeinsamen Umstrukturie­
rungsplans ist die Vermeidung des Risikos weiterer Ver­
luste aus neu vergebenen Darlehen, die effiziente Abwick­
lung des Darlehensportfolios und die Begrenzung der 
erforderlichen staatlichen Beihilfen auf ein Minimum. 
Die geordnete Abwicklung der beiden Darlehensport­
folios im Rahmen eines einzigen aus dem Zusammen­
schluss hervorgehenden Instituts ermöglicht Synergie­
effekte beim Aufwand, der Infrastruktur und dem Ablauf 
der Verfahren. 

2.3.1.1. E i n l a g e n 

(51) Gemäß dem Hilfsprogramm hat sich Irland verpflichtet, 
die Einlagen (die auf der Passivseite der Bilanz verbucht 
werden) und die NAMA-Bonds (die auf der Aktivseite der 
Bilanz verbucht werden) von Anglo und INBS in einem 
transparenten Verfahren auf lebensfähige Institute zu 
übertragen. Für das Gesamtpaket von NAMA-Bonds 
und Einlagen wurden Angebote eingeholt. Am 24. Feb­
ruar 2011 war der Verkauf von Einlagen beider Institute 
in Höhe von rund 12,2 Mrd. EUR und NAMA-Bonds in 
Höhe von rund 15,9 Mrd. EUR abgeschlossen ( 19 ). 

(52) Im Gegensatz zu früheren Fassungen der Umstrukturie­
rungspläne von Anglo wird das aus dem Zusammen­
schluss hervorgehende Institut im Prinzip keine Einlagen 
zur Finanzierung seiner Geschäfte annehmen, sondern 
sich vollständig aus dem Einlagengeschäft zurückziehen.
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( 18 ) Siehe Punkt 35 des Beschlusses der Kommission in der Beihilfesache 
NN 12/10 und C 11/10 (ex N 667/09), (Fußnote 6 dieses Beschlus­
ses). 

( 19 ) http://www.ntma.ie/Publications/2011/ 
NTMACompletesTransferAngloAndINBSDeposits.pdf

http://www.ntma.ie/Publications/2011/NTMACompletesTransferAngloAndINBSDeposits.pdf
http://www.ntma.ie/Publications/2011/NTMACompletesTransferAngloAndINBSDeposits.pdf


(53) Gemäß den eingegangenen Verpflichtungen (siehe Ab­
schnitt 2.2.5.1) darf das aus dem Zusammenschluss her­
vorgehende Institut einen geringen Betrag an Unterneh­
menseinlagen als Garantie für die an verschiedene Unter­
nehmen vergebenen Darlehen halten (Einlagen mit über­
nommenen Besicherungen oder Einlagen auf Kundenkon­
ten). Im gemeinsamen Umstrukturierungsplan wird da­
von ausgegangen, dass sich die Einlagen zum Zeitpunkt 
des Zusammenschlusses auf höchstens 1 Mrd. EUR be­
laufen werden. 

2.3.1.2. R e f i n a n z i e r u n g 

(54) Der gemeinsame Umstrukturierungsplan basiert auf fol­
genden Annahmen: 

i) […]; 

ii) Refinanzierungen über den Interbankenmarkt im Um­
fang von […] Mrd. EUR mit einem Fälligkeitsprofil, 
das dem bestehenden Portfoliofälligkeitsprofil ent­
spricht (größtenteils innerhalb der nächsten vier Jah­
re), […]. 

2.3.1.3. G a r a n t i e n 

(55) Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut 
benötigt umfangreiche staatliche Garantien (siehe auch 
Erwägungsgrund 69) gegen folgende Risiken: 

i) Eine staatliche Garantie für die Einlagen und die noch 
ausstehenden Anleihen. Die Garantie wäre für die 
gesamte Dauer des gemeinsamen Umstrukturierungs­
plans erforderlich und wird derzeit aus der irischen 
Garantieregelung für Bankverbindlichkeiten (Eligible 
Liabilities Guarantee Scheme) (nachstehend „die 
ELG-Regelung“) bereitgestellt. Sobald die ELG-Rege­
lung ausläuft, müsste die Garantie ad hoc bereit­
gestellt werden; 

ii) Eine staatliche Garantie für die irische Zentralbank 
zum unbesicherten Teil der Sofort-Liquiditätshilfe 
(Emergency Liquidity Assistance — ELA) für Anglo/ 
INBS, wodurch das aus dem Zusammenschluss her­
vorgehende Institut nach Bedarf Zugang zu Zentral­
bankliquidität bekäme […]; 

iii) Eine staatliche Garantie auf bestimmte Verbindlich­
keiten für seine außerbilanziellen Transaktionen, 
Dienstleistungen und Transaktionskapazitäten 
[…] ( 20 ). 

(56) Nach dem gemeinsamen Umstrukturierungsplan leistet 
das neue Institut keine Zahlungen für die staatlichen Ga­
rantien mit Ausnahme der Garantien auf Einlagen (50 
bps) für die Dauer der ELG-Regelung und auf die bereits 
garantierten noch ausstehenden Anleihen (für die eine 
Gebühr von 95 bis 125 bps während der Laufzeit der 
ELG-Regelung bis zu ihrer Fälligkeit zu entrichten sein 
wird). 

2.3.1.4. K a p i t a l 

(57) Nach dem Basisszenario wird im gemeinsamen Umstruk­
turierungsplan davon ausgegangen, dass über das bisher 
effektiv zugeführte Kapital, d. h. 34,7 Mrd. EUR (29,3 
Mrd. EUR für Anglo und 5,4 Mrd. EUR für die INBS) 

kein zusätzliches Kapital benötigt wird ( 21 ). Diese Beträge 
entsprechen denen, die bereits mit den vier Beschlüssen 
zur Rettung von Anglo und den zwei Beschlüssen zur 
Rettung der INBS genehmigt wurden ( 22 ). Im gemein­
samen Umstrukturierungsplan heißt es, dass unter Stress­
bedingungen (d. h. höhere Wertberichtigungen und Ver­
luste bei den Darlehensportfolios), der Kapitalbedarf auf 
bis zu 38 Mrd. EUR ansteigen würde, was bedeutet, dass 
zusätzliches Kapital im Betrag von 3,3 Mrd. EUR […] für 
die Laufzeit des Plans (d. h. zehn Jahre) erforderlich wür­
de. Neben dem Risiko höherer Wertberichtigungen und 
Verluste bei dem abzuwickelnden Darlehensportfolio 
wird im gemeinsamen Umstrukturierungsplan auch auf 
verschiedene zusätzliche Risiken hingewiesen, die dazu 
führen könnten, dass das aus dem Zusammenschluss her­
vorgehende Institut nach dem Stress-Szenario […] 3,3 
Mrd. EUR benötigen würde. 

2.3.1.5. D i e w e i t e r e n H a u p t r i s i k e n i m Z u ­
s a m m e n h a n g m i t d e m g e m e i n ­
s a m e n U m s t r u k t u r i e r u n g s p l a n 

(58) Zunächst wird im gemeinsamen Umstrukturierungsplan 
auf das Risiko eines Anstiegs der Finanzierungskosten 
und auf ein Wechselkursrisiko hingewiesen. […] ( 23 ). Ins­
gesamt braucht das aus dem Zusammenschluss hervor­
gehende Institut zum Zeitpunkt des Zusammenschlusses 
Zugang zu Zentralbankliquidität im Umfang von rund 
[…]. Dieser Finanzierungsbedarf würde schrittweise auf 
[…] zurückgehen. Wenn sich das Institut für die voraus­
sichtliche Dauer nicht in diesem Ausmaß auf die Verfüg­
barkeit von Zentralbankliquidität verlassen kann ( 24 ), 
wäre es auf andere Finanzierungsquellen angewiesen, 
die, falls überhaupt vorhanden, mit noch höheren Kosten 
verbunden sein könnten. 

(59) Des Weiteren handelt es sich bei einigen Vermögenswer­
ten des aus dem Zusammenschluss hervorgehenden In­
stituts um festverzinsliche langfristige Instrumente (in der 
Regel Eigenwechsel), die über sehr kurzfristige Finanzie­
rungsinstrumente finanziert werden […]. 

(60) […]. 

(61) Darüber hinaus wird im gemeinsamen Umstrukturie­
rungsplan auf die Risiken im Zusammenhang mit den 
Schwierigkeiten des aus dem Zusammenschluss hervor­
gehenden Instituts hingewiesen, die Geschäfte nach den 
Grundsätzen der Unternehmensfortführung zu gestalten, 
während sich das Institut in Abwicklung befindet. […]. 
Schließlich kann der Prozess des Zusammenschlusses zu 
erhöhten operationellen Risiken führen, wodurch wie­
derum mehr Kapital erforderlich werden könnte. 

(62) Wie wahrscheinlich das Eintreten dieser Risiken ist, lässt 
sich schwer abschätzen. Diese Risiken und Unsicherhei­
ten sind in den Berechnungen zum voraussichtlichen Ka­
pitalbedarf im Falle eines Stress-Szenarios noch nicht be­
rücksichtigt.
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( 20 ) Siehe Beschluss der Kommission in der Beihilfesache SA.32057 
(siehe Fußnote 9 dieses Beschlusses). 

( 21 ) Die Kommission genehmigte Rekapitalisierungen zugunsten von 
Anglo in Höhe von insgesamt 29,44 Mrd. EUR. Irland hat Anglo 
insgesamt 29,3 Mrd. EUR gewährt (und damit 0,14 Mrd. EUR 
weniger als genehmigt). 

( 22 ) Beschlüsse der Kommission in den Beihilfesachen N 356/09, C 
11/10, NN 35/210 und SA.32057 zugunsten von Anglo und in 
den Beihilfesachen NN 11/10 und SA.31714 zugunsten der INBS, 
(siehe Fußnoten 4 und 6 und Fußnoten 8 bis 11 dieses Beschlusses). 

( 23 ) […] 
( 24 ) […] Der EZB wurde eine Kopie dieses gemeinsamen Umstrukturie­

rungsplans übermittelt.



2.3.2. Die Zusagen 

(63) Irland hat verschiedene Zusagen in Bezug auf das aus 
dem Zusammenschluss hervorgehende Institut gemacht, 
um die Wettbewerbsverfälschungen zu begrenzen, die 
sich durch die staatliche Hilfe für Anglo und INBS er­
geben könnten. Diese Verpflichtungen/Zusagen sind die­
sem Beschluss in vollem Umfang als Anhang I beigefügt. 
Im Hinblick auf diesen Beschluss hat die Kommission in 
den Erwägungsgründen 63 bis 66 eine nicht erschöp­
fende Zusammenfassung vorgenommen. 

i) Dauer der Verpflichtungen: Soweit nicht anders an­
gegeben sind alle von Irland eingegangenen Ver­
pflichtungen verbindlich gültig und werden einge­
halten, bis die Vermögenswerte des aus dem Zusam­
menschluss hervorgehenden Instituts einschließlich 
der Eigenwechsel vollständig abgewickelt sind. 

ii) Verbot der Erschließung neuer Geschäftsbereiche 
und Märkte: Das aus dem Zusammenschluss hervor­
gehende Institut wird keine neuen Geschäftsbereiche 
erschließen oder auf neue Märkte vorstoßen, d. h. 
das Institut wird keinen anderen Geschäftstätigkeiten 
nachgehen als denen, die zur geordneten Abwick­
lung des von Anglo und INBS hinterlassenen Darle­
hensportfolios erforderlich sind (einschließlich gege­
benenfalls des Verkaufs von Darlehen zur Maximie­
rung ihres Restwerts). Das Institut wird insbesondere 
seine Bankenlizenz nur so lange behalten und ver­
wenden, wie dies für die geordnete Abwicklung des 
Darlehensportfolios erforderlich ist, und sie nicht 
zur Erschließung neuer Geschäftsbereiche verwen­
den. […]. 

iii) Verwaltung der vorhandenen Vermögensgegenstän­
de: Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende 
Institut wird das vorhandene Portfolio in Einklang 
mit den normalen Geschäftsgepflogenheiten im 
Sinne einer maximalen Steigerung des Nettogegen­
wartswerts (nachstehend „NGW“) der Vermögens­
werte verwalten. Im Einzelnen heißt dies für den 
Fall, dass ein Kunde die Konditionen seines Darle­
hens nicht einhalten kann, dass das aus dem Zusam­
menschluss hervorgehende Institut die Darlehens­
konditionen nur dann umgestaltet, wenn dies zu 
einem höheren NGW des Darlehens führen würde 
(d. h. wenn der aus der Umstrukturierung zu erwar­
tende NGW des Cashflows höher als der Gegen­
wartswert des Cashflows ausfällt, der bei Liquidation 
zu erwarten wäre). Zusammenfassend wird das aus 
dem Zusammenschluss hervorgehende Institut sein 
Asset-Portfolio in gleicher Weise verwalten, wie ein 
privater Vermögensverwalter die geordnete Abwick­
lung eines derartigen Portfolios handhaben würde. 

Was das Hypothekarkreditportfolio des neuen Insti­
tuts anbelangt, so gelten hierfür entsprechend die 
gleichen Verpflichtungen wie für die geordnete Ab­
wicklung der anderen Portfolios. 

iv) Übernahmeverbot: Außer mit vorheriger Zustim­
mung der Kommission ist das aus dem Zusammen­
schluss hervorgehende Institut nicht zum Erwerb 
oder zur Übernahme von Beteiligungen an anderen 
Unternehmen befugt. 

v) Verbot der Auszahlung von Kupons und der Aus­
übung von Call-Optionen auf nachrangige Schuld­
titel und Hybridkapitalinstrumente: Das aus dem Zu­
sammenschluss hervorgehende Institut wird weder 
Kupons auszahlen noch Call-Optionen auf nachran­
gige Schuldtitel und Hybridkapitalinstrumente aus­
üben, es sei denn, es ist dazu rechtlich verpflichtet. 

vi) Obergrenze für die Vergabe neuer Kredite: Das kom­
merzielle Kreditportfolio des aus dem Zusammen­
schluss hervorgehenden Instituts wird die im ge­
meinsamen Umstrukturierungsplan vorgesehenen 
Zahlenwerte in keinem Jahr während Planungszeit­
raums um mehr als […] übersteigen. Was das Hy­
pothekarkreditportfolio anbelangt, so wird das Insti­
tut die Vorschüsse auf vertraglich zugesagte Beträge 
und auf Beträge, die sich aus der Umstrukturierung 
der bestehenden Hypothekarkreditlinien ergeben, 
weiter einschränken. Der Gesamtbetrag für weitere 
Vorschüsse auf Hypothekarkredite wird für die Zeit 
ab 1. Januar 2011 bis zum 31. Dezember 2012 auf 
maximal […] und danach auf […] pro Jahr be­
grenzt. 

vii) Darüber hinaus gelten die folgenden Zusagen auch 
für das kommerzielle Kreditportfolio: 

a) Vertraglich zugesagte, aber noch nicht aus­
gezahlte Beträge: Das aus dem Zusammenschluss 
hervorgehende Institut darf Mittel auf vertraglich 
zugesagte, aber noch nicht ausgezahlte Darle­
henslinien vorschießen. Derartige Zahlungen dür­
fen jedoch während der gesamten Laufzeit des 
gemeinsamen Umstrukturierungsplans bezogen 
auf das von dem Institut übernommene Darle­
hensportfolio einen Gesamtbetrag von […] nicht 
übersteigen. 

b) Zusätzliche Finanzierungen zugunsten bestehen­
der Kreditnehmer: Das aus dem Zusammen­
schluss hervorgehende Institut darf (gemäß Zu­
sage unter Ziffer ii) keine zusätzlichen Finanzie­
rungen bereitstellen, die zum Zeitpunkt der Ge­
nehmigung des gemeinsamen Umstrukturie­
rungsplans nicht bereits vertraglich vereinbart 
sind. 

Als Ausnahmeregelung darf das aus dem Zusam­
menschluss hervorgehende Institut geringe zu­
sätzliche Beträge an bestehende aufsichtsrecht­
lichen Institutsgruppen ausleihen, sofern die Zu­
sagen unter Ziffer iii eingehalten werden, 

— wenn dabei der Besicherungswert der Darle­
hen auf jeden Fall erhalten bleibt (z. B. zur 
Deckung der Kosten für die Pflege der Sicher­
heiten, für Versicherung, Steuern, Sicherheit, 
Insolvenz und Gerichtsverfahren); oder 

— wenn diese Finanzierung mit der Steigerung 
des erwarteten Restwerts eines Darlehens 
oder eines anderen Kapitalinstruments auf Ba­
sis des NGW verbunden ist (z. B. wenn da­
durch ein wesentlicher Bedarf an Investitions- 
und Betriebskapital oder Liquiditätsbedarf des 
betreffenden Unternehmens erfüllt werden 
kann).
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— Das aus dem Zusammenschluss hervor­
gehende Institut darf derartige zusätzliche Fi­
nanzierungen nur unter folgenden Vorausset­
zungen bereitstellen: 

— wenn die entsprechende nominale Risiko­
position unter […] liegt, übersteigt die 
zusätzliche Finanzierung die nominale Ri­
sikoposition höchstens um […]; 

— wenn die entsprechende nominale Risiko­
position zwischen […] und […] liegt, 
übersteigt die zusätzliche Finanzierung 
nicht […]; 

— wenn die entsprechende nominale Risiko­
position […] übersteigt, beträgt die zu­
sätzliche Finanzierung höchstens […] 
der nominalen Risikoposition. 

c) Neue Darlehensnehmer: Das aus dem Zusam­
menschluss hervorgehende Institut darf einem 
neuen Darlehensnehmer (oder einer Kategorie 
von Darlehensnehmern) nur unter den folgenden 
Bedingungen Mittel bereitstellen: 

— wenn die Erlöse zur Verringerung der Risiko­
position eines bereits bestehenden Darlehens­
nehmer oder einer aufsichtsrechtlichen Insti­
tutsgruppe genutzt werden; 

— wenn die Transaktion insgesamt nicht zu ei­
ner Erhöhung der Gesamtnettorisikoposition 
für das aus dem Zusammenschluss hervor­
gehende Institut führt; 

— wenn sich durch die Vergabe neuer Darlehen 
der zu erwartende Restwert (als NGW gemes­
sen) im Vergleich zu anderen Strategien zur 
Umstrukturierung oder Zwangsvollstreckung 
erhöht und 

— wenn keine Zinskapitalisierung („Interest roll- 
up“) stattfindet. 

viii) Besondere Verpflichtungen betreffend das Hypothe­
karkreditportfolio. Das aus dem Zusammenschluss 
hervorgehende Institut darf keine Finanzierungen be­
reitstellen, zu denen es nicht bereits zum Zeitpunkt 
der Genehmigung des gemeinsamen Umstrukturie­
rungsplans vertraglich verpflichtet war. Als Ausnah­
meregelung darf das Institut für den Fall, dass der 
Saldo des Darlehens den Wert des hypothekarisch 
besicherten Gegenstands überschreitet, seine Ein­
lösung durch den Verkauf der Immobilie erleichtern, 
indem es einem Käufer eine Finanzierung anbietet, 
über die der ausstehende Saldo beglichen werden 
kann, sofern die bereitgestellte Finanzierung mit 
den Zusagen in Ziffer iii in Einklang steht. 

ix) Weitere Ausnahmen im nationalen Interesse. In 
Ausnahmefällen kann Irland im nationalen Interesse 
festlegen, dass weitere Ausnahmen von den Ein­
schränkungen für die Kreditvergabe gemäß der Zif­
fern vii und viii zur Steigerung des zu erwartenden 
Restwerts auf der Grundlage des NGW erforderlich 
sind. Derartige Entscheidungen bedürfen der vorheri­
gen Zustimmung der Kommission. 

x) Einlagen — Übertragung von Einlagen von Anglo 
und INBS. Nach der Übertragung der früheren Ein­
lagen von Anglo und INBS verbleiben dem aus dem 
Zusammenschluss hervorgehenden Institut be­
stimmte Kategorien von Einlagen und Konten, die 
nicht für die Übertragung in Betracht kamen. Der 
Gesamtbetrag der Einlagen von zum Zeitpunkt des 
Zusammenschlusses bestehenden Kunden wird zu 
keiner Zeit […] Mrd. EUR übersteigen. Das aus 
dem Zusammenschluss hervorgehende Institut wird 
seine Einlagen in etwa analog zur Abwicklung des 
Nettodarlehensportfolios insgesamt abbauen. Außer­
dem wird das Einlagenportfolio des Instituts die im 
gemeinsamen Umstrukturierungsplan veranschlagten 
Zahlenwerte zu keinem Zeitpunkt um mehr als 
200 Mio. EUR übersteigen. Unter den folgenden 
Buchstaben a bis h sind die Einlagen aufgeführt, 
die das Institut weiter hält: 

a) Einlagen, die zum Zeitpunkt der Übertragung der 
früheren Einlagen von Anglo und INBS auf trag­
fähige Institute von oder im Namen einer Toch­
ter von Anglo oder INBS gehalten wurden, mit 
Ausnahme der Tochter von Anglo auf der Isle of 
Man; 

b) besicherte Konten (zugunsten von Anglo oder 
INBS oder jeder anderen Person) und Einlagen 
in direktem oder indirektem Zusammenhang 
mit einer aufsichtsrechtlichen Institutsgruppe 
von Anglo oder INBS oder Tracker-Bond-Konten 
zum Zeitpunkt der Übertragung der Einlagen von 
Anglo und INBS auf zwei andere irische Ban­
ken ( 25 ); 

c) auf andere Währungen als Euro, auf US-Dollar 
(USD) oder Britische Pfund (GBP) lautende Ein­
lagen zum Zeitpunkt der Übertragung der Ein­
lagen. Sie werden bei Fälligkeit nicht ersetzt; 

d) Einlagen, die bei Zweigstellen in Jersey, in Düs­
seldorf oder in Wien gehalten werden oder ver­
bucht sind. Sie werden bei Fälligkeit nicht ersetzt; 

e) Konten mit negativem Saldo; 

f) interne Kontrollkonten;
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( 25 ) Am 24. Februar 2011 erwarben Allied Irish Banks von Anglo Ein­
lagen in Höhe von 8,6 Mrd. EUR und Irish Life & Permanent plc 
von der INBS Einlagen in Höhe von 3,6 Mrd. EUR.



g) Konten, bei denen das Konto oder der Konto­
inhaber Gegenstand einer angekündigten Unter­
suchung durch die Polizei, die Betrugs- oder Er­
mittlungsbehörden waren, und 

h) alle INBS-Konten, die in den Rechungslegungs­
unterlagen des übertragenden Instituts auf­
geschlüsselt nach Zweigstellen „[…]“ feststellbar 
sind. 

xi) Überwachungstreuhänder: Das aus dem Zusammen­
schluss hervorgehende Institut bestellt vorbehaltlich 
der Zustimmung der Kommission einen Über­
wachungstreuhänder, der die Einhaltung der in An­
hang I dargelegten Zusagen durch das neue Institut 
überwacht. Der Überwachungstreuhänder wird für 
einen Zeitraum von drei Jahren bestellt. 

(64) Irland gewährleistet, dass das aus dem Zusammenschluss 
hervorgehende Institut die in Anhang I dargelegten Zu­
sagen einhält. Irland legt in regelmäßigen Abständen Be­
richte über die über die Maßnahmen vor, die zur Erfül­
lung dieser Verpflichtungen/Zusagen ergriffen wurden. 
Der erste Bericht wird der Kommission spätestens sechs 
Monate nach Bekanntgabe dieses Beschlusses vorgelegt, 
die nachfolgenden Berichte jeweils im Abstand von sechs 
Monten. 

2.4. Die in diesem Beschluss gewürdigten staatlichen 
Maßnahmen 

(65) Sowohl Anglo als auch INBS haben umfangreiche staat­
liche Beihilfen erhalten. Nach dem Zusammenschluss 
wird das daraus hervorgehende Institut ebenfalls von 
mehreren staatlichen Maßnahmen profitieren. In diesem 
Abschnitt werden diese Maßnahmen im Einzelnen darge­
legt (siehe auch Tabelle 1). 

(66) Während der Zeit der Rettungsmaßnahmen profitierte 
Anglo von verschiedenen staatlichen Beihilfemaßnahmen, 
die von der Kommission in den verschiedenen Beschlüs­
sen im Zusammenhang mit dieser Beihilfesache ( 26 ) ge­
nehmigt wurden und unter den Buchstaben a bis v dieses 
Erwägungsgrunds und in den Erwägungsgründen 67, 68 
und 69 aufgeführt sind: 

a) Eine staatliche Garantie im Rahmen des irischen Ga­
rantieregelung für Kreditinstitute (CIFS) für die Ein­
lagen von Privatkunden, Geschäftskunden, Institutio­
nen und dem Interbankenmarkt bei Anglo sowie für 
gedeckte Schuldverschreibungen (Pfandbriefe), vorran­
gige Verbindlichkeiten und nachrangige Verbindlich­
keiten mit fester Laufzeit für den Zeitraum 1. Oktober 
2008 bis 30. September 2010 ( 27 ); 

b) eine erste Rekapitalisierung von Anglo in Höhe von 4 
Mrd. EUR ( 28 ); 

c) staatliche Garantien im Rahmen der ELG-Regelung 
(Eligible Liabilities Guarantee Scheme) für Einlagen, 
vorrangige unbesicherte Einlagenzertifikate, vorrangige 
unbesicherte Commercial Papers, vorrangige unbe­
sicherte Anleihen und Notes ( 29 ); 

d) eine Kapitalentlastungsmaßnahme in Form der Über­
tragung von 35 Mrd. EUR ( 30 ) an wertberichtigten 
Gewerbeimmobilienkrediten auf die NAMA zu einem 
durchschnittlichen Abschlag von [50-70] % ( 31 ); 

e) eine zweite Rekapitalisierung in Höhe von 10,44 Mrd. 
EUR, wovon Irland letztendlich nur 10,3 Mrd. EUR 
tatsächlich gewährt hat ( 32 ); 

f) eine dritte Rekapitalisierung über 10 054 Mio. EUR 
(von denen 8 580 Mio. EUR nach der Genehmigung 
gewährt wurden und der Rest (1 474 Mio. EUR) zu­
sammen mit der vierten Kapitalspritze verabreicht 
wurden — siehe Maßnahme h ( 33 ); 

g) eine Garantie für die kurzfristigen Verbindlichkeiten 
von Anglo nach der erneuten Anwendung der ELG- 
Regelung zur Absicherung von Wertpapieren wie ins­
besondere Commercial Papers, Einlagenzertifikate, In­
terbankeneinlagen und Einlagen von Unternehmens­
kunden mit Fälligkeiten von unter drei Monaten (per 
31. Dezember 2010 beläuft sich der besicherte Betrag 
auf rund […] Mrd. EUR) ( 34 ); 

h) eine weitere Rekapitalisierung über 4 946 Mio. EUR 
wurde zur Abdeckung weiterer Verluste aus der be­
schleunigten Übertragung von wertberichtigten Immo­
bilienkrediten auf die NAMA und von Verlusten im 
Nicht-NAMA-Darlehensportfolio bis […] gewährt. Der 
verbleibende Saldo der dritten Rekapitalisierung (Maß­
nahme f) in Höhe von 1 474 Mio. wurde bereits zu­
sammen mit den 4 946 Mrd. EUR verabreicht ( 35 );
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( 26 ) Der Klarheit halber behält die Kommission bei der Beschreibung 
und Würdigung der Maßnahmen im restlichen Text dieses Beschlus­
ses die für die Beschreibung der Maßnahmen in den Erwägungs­
gründen 66 bis 69 verwendete Kennzeichnung der Absätze mit 
Buchstaben bei. 

( 27 ) Siehe Entscheidung der Kommission in der Beihilfesache N 48/08, 
(siehe Fußnote 5 dieses Beschlusses). 

( 28 ) Entscheidung der Kommission in der Beihilfesache N 356/09, (siehe 
Fußnote 4 dieses Beschlusses). 

( 29 ) Siehe Entscheidung der Kommission in der Beihilfesache N 349/09, 
Irland — Credit Institutions Eligible Liability Guarantee Scheme 
(ABl. C 72 vom 20.3.2010, S. 6), anschließend verlängert bis 
zum 30. Juni 2010 mit Beschluss der Kommission in der Beihilfe­
sache N 198/10, Irland — Prolongation of the Eligible Liabilities 
Guarantee Scheme (ABl. C 191 vom 15.7.2010, S. 1), dann erneut 
verlängert bis zum 31. Dezember 2010 mit Beschluss der Kommis­
sion in der Beihilfesache N 254/10, Irland — Extension of the ELG 
scheme until 31 December 2010 (ABl. C 238 vom 3.9.2010, S. 2) 
und dann erneut verlängert bis zum 30. Juni 2011 mit Beschluss 
der Kommission in der Beihilfesache N 487/10, Extension of the 
ELG scheme until June 2011, noch nicht veröffentlicht, und Be­
schluss der Kommission in der Beihilfesache SA.33006, Prolonga­
tion of the ELG scheme until December 2011, noch nicht ver­
öffentlicht. 

( 30 ) Von den 35 Mrd. EUR an Darlehen, die auf die NAMA übertragen 
werden sollen, sind bis heute 34 Mrd. EUR übertragen worden, 
während die Übertragung von 1 Mrd. EUR noch aussteht. 

( 31 ) Entscheidung der Kommission in der Beihilfesache N 725/09, Irland 
— Establishment of a National Asset Management relief scheme for 
banks in Ireland — NAMA, (ABl. C 94 vom 14.4.2010, S. 10). 

( 32 ) Beschluss der Kommission in der Beihilfesache C11/10, (siehe Fuß­
note 6 dieses Beschlusses). 

( 33 ) Beschluss der Kommission in der Beihilfesache NN 35/10, (siehe 
Fußnote 8 dieses Beschlusses). 

( 34 ) Beschluss der Kommission in der Beihilfesache N 347/10, Prolon­
gation of the guarantee for certain short-term liabilities and inter­
bank deposits (ABl. C 37 vom 5.2.2011, S. 4). 

( 35 ) Beschluss der Kommission in der Beihilfesache SA.32057, (siehe 
Fußnote 9 dieses Beschlusses).



i) eine Garantie für bestimmte außerbilanzielle Trans­
aktionen in Höhe von schätzungsweise […] Mrd. 
EUR ( 36 ). 

(67) Die INBS profitierte während der Zeit der Rettungsmaß­
nahmen von den folgenden Maßnahmen j bis o, die von 
der Kommission genehmigt wurden: 

j) Eine Garantie im Rahmen der irischen Garantierege­
lung für Kreditinstitute (CIFS) für Einlagen von Pri­
vatkunden, Geschäftskunden, Institutionen und dem 
Interbankenmarkt bei der INBS, sowie für gedeckte 
Schuldverschreibungen (Pfandbriefe), vorrangige Ver­
bindlichkeiten und nachrangige Verbindlichkeiten mit 
fester Laufzeit für den Zeitraum 1. Oktober 2008 bis 
30. September 2010 ( 37 ); 

k) eine erste Rekapitalisierung über 2,7 Mrd. EUR ( 38 ); 

l) staatliche Garantien im Rahmen der ELG-Regelung 
für Einlagen, vorrangige unbesicherte Einlagenzertifi­
kate, vorrangige unbesicherte Commercial Papers, 
vorrangige unbesicherte Anleihen und Notes ( 39 ); 

m) Kapitalentlastungsmaßnahmen in Form einer Übertra­
gung von 8,9 Mrd. EUR ( 40 ) von wertberichtigten 
Gewerbeimmobilienkrediten auf die NAMA zu einem 
durchschnittlichen Abschlag von 64 % ( 41 ); 

n) eine staatliche Garantie für die kurzfristigen Verbind­
lichkeiten der INBS nach der erneuten Anwendung 
der ELG-Regelung zur Abdeckung von Wertpapieren, 
insbesondere Commercial Papers, Einlagenzertifika­
ten, Interbankeneinlagen und Einlagen von Unterneh­
menskunden mit einer Laufzeit von weniger als drei 
Monaten (abgedeckter Betrag per 31. Dezember 
2010 rund […] Mio. EUR ( 42 ); 

o) eine zweite Rekapitalisierung über 2,7 Mrd. EUR ( 43 ). 

(68) Neben den staatlichen Beihilfemaßnahmen a bis o in den 
Erwägungsgründen 66 und 67 haben Anglo und die 
INBS vor dem Zusammenschluss weitere Rettungshilfen 
p und q erhalten: 

p) Anglo hat für die Zeit von März 2009 bis zum Zu­
sammenschluss mit der INBS eine staatliche Garantie 
auf einen Teil der von der irischen Zentralbank (CBI) 

an Anglo gewährten Sofort-Liquiditätshilfe (ELA) er­
halten. Diese Garantie beläuft sich auf […] Mrd. EUR 
an Sofort-Liquiditätshilfe (ELA) ( 44 ); 

q) Die INBS hat außerdem für die Zeit vom 24. Februar 
2011 bis zum Zeitpunkt des Zusammenschlusses mit 
Anglo eine staatliche Garantie für die der INBS von 
der irischen Zentralbank gewährten Sofort-Liquiditäts­
hilfe erhalten. Die Garantie beläuft sich auf bis zu […] 
Mrd. EUR. 

(69) Nach dem Zusammenschluss wird das daraus hervor­
gehende Institut von den folgenden Maßnahmen r bis v 
profitieren: 

r) Eine staatliche Garantie für die verbleibenden Kunden­
einlagen im Höchstbetrag von […] Mrd. EUR; 

s) Fortführung der staatlichen Garantie für die außer­
bilanziellen Transaktionen zur Abdeckung eines Be­
trags von schätzungsweise bis zu […] Mrd. EUR; 

t) eine staatliche Garantie für die von der irischen Zen­
tralbank bereitgestellte Sofort-Liquiditätshilfe (ELA). Im 
Wesentlichen werden beide Garantien für die Sofort- 
Liquiditätshilfe kombiniert, die Anglo und der INBS 
zuvor separat gewährt worden war. Diese Garantie 
wird auf bis zu […] Mrd. EUR zu Beginn des Zusam­
menschlusses geschätzt und dürfte danach auf […] 
zurückgehen; 

u) eine weitere Rekapitalisierung von […] zur Ab­
deckung weiterer Verluste im Falle zusätzlicher Belas­
tungen im Umfang von 3,3 Mrd. EUR; 

v) eine staatliche Garantie auf die noch ausstehenden 
von der irischen Garantieregelung für Bankverbind­
lichkeiten (ELG-Regelung) abgedeckten Refinanzie­
rungsmittel vom Interbankenmarkt, die von Anglo 
auf das aus dem Zusammenschluss hervorgehende In­
stitut übertragen wurden und sich auf […] Mrd. EUR 
belaufen ( 45 ). 

2.4.1. Von der Kommission genehmigte Rettungsmaßnahmen 

(70) Die in den Erwägungsgründen 66 und 67 genannten 
Maßnahmen a bis o wurden von der Kommission bereits 
im Rahmen früherer Beschlüsse zu Anglo und INBS ge­
würdigt und als Rettungsbeihilfen eingestuft. Was die 
weiteren Rettungsmaßnahmen anbelangt, so hat Irland 
zusätzliche Maßnahmen bei der Kommission angemeldet, 
die zur Abwicklung von Anglo und INBS bestimmt sind. 
Dabei handelt es sich um die in den Erwägungsgründen 
68 und 69 erläuterten Maßnahmen p bis v.
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( 36 ) Siehe Fußnote 33. 
( 37 ) Siehe Fußnote 26. 
( 38 ) Beschluss der Kommission in der Beihilfesache NN 11/10, (siehe 

Fußnote 10 dieses Beschlusses). 
( 39 ) Siehe Fußnote 28. 
( 40 ) Von den 8,9 Mrd. EUR, die auf die NAMA übertragen werden 

sollen, wurden bislang 8,5 Mrd. EUR übertragen, während die Über­
tragung der restlichen Mio. EUR noch aussteht. 

( 41 ) Siehe Fußnote 29. 
( 42 ) Siehe Fußnote 32. 
( 43 ) Beschluss der Kommission in der Beihilfesache NN 50/10, (siehe 

Fußnote 11 dieses Beschlusses). 

( 44 ) Es sei darauf hingewiesen, dass der Betrag, der Anglo als Sofort- 
Liquiditätshilfe mit einer staatlichen Garantie bereitgestellt wurde, 
im Laufe der Zeit schwankte. Die staatliche Garantie, die im Sep­
tember 2010 bereitgestellt wurde und sich anfangs auf einen Betrag 
von […] Mrd. EUR belief, wurde bis Dezember 2010 auf […] Mrd. 
EUR erhöht. Die staatliche Garantie wurde dann erneut auf […] 
Mrd. EUR erhöht, um den Refinanzierungsbedarf von Anglo nach 
der Übertragung von Einlagen auf die Allied Irish Banks im Februar 
2011 abzudecken und dürfte danach bis zum Zusammenschluss 
mit der INBS auf […] Mrd. EUR zurückgehen. 

( 45 ) Da mittlerweile alle Einlagen von Anglo und INBS übertragen sind 
(mit Ausnahme eines Betrags von bis zu 1 Mrd. EUR), bezieht sich 
diese Garantie auf die Finanzierung der vom ELG abgedeckten Ver­
bindlichkeiten, die alle auf Anglo entfallen.



(71) Was die von der Kommission bereits genehmigten Maß­
nahmen anbelangt (d. h. die in den Erwägungsgründen 
66 und 67 genannten Maßnahmen a bis o, so sei darauf 
hingewiesen, dass die CIFS-Garantieregelung seit dem 
30. September 2010 nicht mehr in Kraft ist (die Maß­
nahmen a und j in den Erwägungsgründen 66 und 67). 
An ihre Stelle trat die ELG-Regelung und die Wieder­
anwendung der ELG-Regelung auf kurzfristige Verbind­
lichkeiten (Maßnahmen c, g, l und n in den Erwägungs­
gründen 66 und 67). Nach dem Zusammenschluss wer­
den diese Regelungen durch einzelne staatliche Garantien 
ersetzt (Maßnahmen r und v in Erwägungsgrund 69), 
wenn die ELG-Regelung abgeschafft ist — siehe Erwä­
gungsgründe 77 und 81. 

(72) Was die in den Erwägungsgründen 66 und 67 genannten 
Maßnahmen d und m anbelangt, so war die Übertragung 
von Darlehen über […] auf die NAMA im November 
2010 mit einem durchschnittlichen Abschlag von 62 % 
für Anglo und 64 % für die INBS abgeschlossen. 

(73) Im Zuge der vierten Rekapitalisierung erhielt Anglo auch 
eine staatliche Garantie auf seine außerbilanziellen Trans­
aktionen (Maßnahme i in Erwägungsgrund 66). Diese 
Garantie, für die Anglo keine Vergütung zahlt, soll im 
Wesentlichen die Kontrahenten von Anglo bei Derivate­
geschäften (hauptsächlich Hedging-Kontrakte) und Clea­
ring-Verfahren beruhigen. 

2.4.2. Weitere Rettungsmaßnahmen 

(74) Sowohl Anglo als auch die INBS haben vor ihrem Zu­
sammenschluss weitere Rettungshilfen erhalten, nämlich 
die effektiven UmstrukturierungsMaßnahmen Maßnah­
men p und q in Erwägungsgrund 68). Von März 2009 
bis zum Zusammenschluss hatte Anglo bereits Sofort- 
Liquiditätshilfe von der irischen Zentralbank erhalten, 
die zum Teil durch eine staatliche Garantie besichert 
war (Maßnahme p). Der vom Staat garantierte Teil der 
Sofort-Liquiditätshilfe schwankte zwischen […] Mrd. EUR 
im September 2010 und […] Mrd. EUR im März 2011. 
Anglo zahlt der irischen Zentralbank dafür einen Zins­
satz, der aus dem Basiszinssatz der EZB (von derzeit 125 
Basispunkten) plus […] Basispunkten (nachstehend „bps“) 
besteht, zahlt jedoch keine Vergütung für die Garantie. 

(75) Die INBS hatte ebenfalls eine staatliche Garantie für den 
Teil der Sofort-Liquiditätshilfe erhalten, der ihr von der 
irischen Zentralbank gewährt worden war (Maßnahme q 
in Erwägungsgrund 68). Insgesamt erhielt die INBS ab 
dem 24. Februar 2011 bis zum Zusammenschluss mit 
Anglo eine staatliche Garantie für die ihr gewährte So­
fort-Liquiditätshilfe über […] Mrd. EUR. Die INBS zahlt 
der irischen Zentralbank für diese Sofort-Liquiditätshilfe 
einen Zinssatz, der aus dem Basiszinssatz der EZB (von 
derzeit 125 Basispunkten) plus […] bps besteht, zahlt 
jedoch keine Vergütung für die staatliche Garantie. 

2.4.3. Maßnahmen zugunsten des aus dem Zusammenschluss 
hervorgehenden Instituts 

(76) Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut 
[…] erhält mehrere staatliche Garantien und für den 

Fall eines Stress-Szenarios eine Kapitalspritze über 3,3 
Mrd. EUR (Maßnahmen r bis v in Erwägungsgrund 69). 

(77) Das Institut erhält eine staatliche Garantie für die Ein­
lagen, die von Anglo und der INBS übertragen werden 
(Maßnahme r in Erwägungsgrund 69). Diese Einlagen 
belaufen sich auf höchstens 1,05 Mrd. EUR. Dabei han­
delt es sich insbesondere um Einlagen, die entweder be­
sichert sind oder zu einem Konto eines Darlehensneh­
mers gehören, das auf das neue Institut übertragen wur­
de; daher wurden sie nicht aus Anglo und INBS aus­
gegliedert. Das Institut wird eine Pauschalvergütung von 
50 bps für die Laufzeit der Sofort-Liquiditätshilfe zahlen, 
danach entfällt die Vergütung. 

(78) Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut 
wird auch in den Genuss einer Anglo bereits vor der 
Fusion gewährten Maßnahme gelangen, nämlich des Fort­
bestands der staatlichen Garantie für außerbilanzielle 
Transaktionen über einen Betrag von schätzungsweise 
[…] Mrd. EUR ( 46 ) (Maßnahme s in Erwägungsgrund 
69). Für diese Garantie zahlt das neue Institut ebenfalls 
keine Vergütung. 

(79) Zur Finanzierung der Auflösung von Anglo und INBS ist 
im gemeinsamen Umstrukturierungsplan vorgesehen, 
dass dem aus dem Zusammenschluss hervorgehenden 
Institut eine staatliche Garantie für einen Teil der So­
fort-Liquiditätshilfe (ELA) gewährt wird, die es erhalten 
soll (Maßnahme t in Erwägungsgrund 69). Insgesamt 
wird das neue Institut anfangs Zugang zu Sofort-Liquidi­
tätshilfe von bis zu […] Mrd. EUR erhalten, wobei dieser 
Umfang später auf […] zurückgehen wird. Das Institut 
wird der irischen Zentralbank für die auf EUR lautenden 
Finanzierungen einen Zinssatz von […] bps und für die 
auf ausländische Währung lautenden Finanzierungen von 
[…] bps zahlen, wird aber keine Vergütung für die staat­
liche Garantie zu zahlen haben. 

(80) Nach dem gemeinsamen Umstrukturierungsplan […] für 
den Fall einer weiteren Verschlechterung seiner finanziel­
len Lage (Stress-Szenario — Maßnahme u in Erwägungs­
grund 69). In diesem Fall […] Kapital im Betrag von 
höchstens 3,3 Mrd. EUR […]. Mit diesem Ansatz soll 
sichergestellt werden, dass das aus dem Zusammen­
schluss hervorgehende Institut die maßgeblichen auf­
sichtsrechtlichen Mindestkapitalanforderungen der iri­
schen Finanzmarktaufsicht erfüllt (derzeit eine Eigenkapi­
talquote von 8 %). 

(81) Schließlich erhält das Institut eine staatliche Garantie für 
die vom Interbankenmarkt in Anspruch genommenen 
Mittel von rund 3 Mrd. EUR, die von Anglo auf das 
neue Institut übertragen werden (Maßnahme v in Erwä­
gungsgrund 69). Das Institut wird während der Laufzeit 
der Sofort-Liquiditätshilfe eine Vergütung zwischen 95 
und 125 bps zahlen, die anschließend entfällt.
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( 46 ) Dabei handelt es sich um einen geschätzten Bruttohöchstbetrag, der 
durch die staatliche Garantie abgedeckt werden müsste; die Netto­
exposition belief sich zum Stand Dezember 2010 auf […] Mio. 
EUR.



Tabelle 1 

Übersicht über die Anglo, der INBS und dem aus deren Zusammenschluss hervorgehenden Institut gewährten 
Maßnahmen (in den Erwägungsgründen 66 bis 69 aufgeführt) 

Maßnahmen zugunsten von Anglo, der Recovery Bank (INBS) und Funding Bank 

Nr Art der Maßnahme Betrag Vergütung 

Genehmigte Rettungsmaßnahmen 
Anglo Irish Bank 

a Garantie im Rahmen der CIFS-Regelung Höchstbetrag […] Mrd. EUR — Stand: 
September 2008 ( 1 ) 

Pauschalgebühr von 18,5 bps bis zu 32 
bps 

b Erste Rekapitalisierung 4 Mrd. EUR Keine Vergütung 
c Garantie im Rahmen der ELG-Regelung (Sofort-Liqui­

ditätshilfe) 
[…] Mrd. EUR ( 2 ) EZB–Basiszinssatz + 40 bps ( 3 ) 

d Kapitalentlastungsmaßnahmen — Übertragung der 
Darlehensportfolios auf die NAMA 

35 Mrd. übertragen Keine Angaben 

e Zweite Rekapitalisierung 10,44 Mrd. EUR ( 4 ) (10.3 Mrd. EUR) Keine Vergütung 
f Dritte Rekapitalisierung 10 054 Mio. EUR Keine Vergütung 
g Garantie für die kurzfristigen Verbindlichkeiten c. [...] Mrd. EUR Stand: Dezember 2010 160 bps Stand Dezember 2010 ( 3 ) 
h Vierte Rekapitalisierung 4 946 Mio. EUR Keine Vergütung 
i Garantie für bestimmte außerbilanzielle Verbindlich­

keiten 
Geschätzter Bruttohöchstbetrag: […] Mrd. 
EUR ( 5 ) 

Keine Gebühr 

Irish Nationwide Building Society 
j Garantie im Rahmen der CIFS-Regelung Höchstbetrag […] Mrd. EUR — Stand: 

Oktober 2008 ( 1 ) 
Pauschalgebühr von 18.5 bps bis zu 25.6 
bps 

k Erste Rekapitalisierung 2,7 Mrd. EUR Sicherte die Rechte auf die Nettoüber­
schüsse der Gesellschaft 

l Garantie im Rahmen der ELG-Regelung (Sofort-Liqui­
ditätshilfe) 

[…] Mrd. EUR ( 2 ) EZB-Basiszinssatz + 40 bps ( 3 ) 

m Kapitalentlastungsmaßnahme — Übertragung von 
Darlehensportfolios auf die NAMA 

8,9 Mrd. EUR übertragen Keine Angaben 

n Garantie für kurzfristige Verbindlichkeiten c. [...] Mio. EUR Stand: Dezember 2010 160 bps Stand: Dezember 2010 ( 3 ) 
o Zweite Rekapitalisierung 2,7 Mrd. EUR Keine Vergütung 

Weitere Rettungsmaßnahmen 
Anglo Irish Bank 

p Garantie für die Sofort-Liquiditätshilfe (ELA) Höchstgarantiebetrag […] Mrd. EUR bis 
zum 16. März 2011 ( 6 ) 

,[…] keine Gebühr für Garantie 

Irish Nationwide Building Society 
q Garantie für die Sofort-Liquiditätshilfe (ELA) Garantiebetrag […] Mrd. EUR […], keine Gebühr für Garantie 

Umstrukturierungsmaßnahmen 
Aus dem Zusammenschluss hervorgehendes Institut 

r Aufrechterhaltung der Garantie für die verbleibenden 
Einlagen 

max. […] Mrd. EUR Garantiert für die Dauer der geordneten 
Abwicklung, zunächst im Rahmen der 
ELG-Regelung und nach ihrem Auslaufen 
auf Ad-hoc-Basis zu 50 bps. 

s Aufrechterhaltung der Garantie für die außerbilanziel­
len Transaktionen 

Geschätzt auf rund […] Mrd. EUR ( 5 ) Keine Gebühr 

t Aufrechterhaltung der Garantie für die Sofort-Liquidi­
tätshilfe oder ähnliche Fazilität 

Geschätzt auf bis zu [...] Mrd. EUR 3 

u Rekapitalisierung im Falle des Stress-Szenarios 3,2 Mrd. EUR Keine Vergütung 
v Garantie für die in Anspruch genommene Sofort-Li­

quidität vom Interbankenmarkt 
rund […] Mrd. EUR Gebühr in Einklang mit der Dauer der ELG- 

Regelung, danach keine Gebühr 

( 1 ) Die CIFS-Regelung lief am 30. September 2010 aus. 
( 2 ) Die genannten Angaben beziehen sich auf den Stand zum 31. Dezember 2010. (Der Höchststand der ELG-Garantie für Anglo belief sich auf […] Mrd. EUR (April 2010) 

und für die INBS auf […] Mrd. EUR (September 2010.) 
( 3 ) Nach dem jüngsten Beschluss der Kommission zu dieser Regelung kann die Vergütung im Fall der Verlängerung der Regelung über den 30. Juni 2011 hinaus angepasst 

werden. 
( 4 ) Betrag (in Klammern) effektiv garantiert durch die irischen Behörden 
( 5 ) Dieser geschätzte Betrag von […] Mrd. EUR ist ein Bruttohöchstbetrag, der unter die staatliche Garantie fallen müsste — die Nettoexposition zum Stand Dezember 2010 

betrug […] Mio. EUR. 
( 6 ) Dieser Betrag von […] Mrd. EUR war aufgrund der Übertragung der Einlagen von Anglo und INBS erforderlich. Zum 16. März 2011 ist dieser Betrag auf […] Mrd. EUR 

gesunken.
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3. GRÜNDE FÜR DIE ERÖFFNUNG DES VERFAHRENS 

(82) Mit ihrem Beschluss über die Aufforderung zur Stellung­
nahme eröffnete die Kommission am 31. März 2010 das 
förmliche Prüfverfahren zum ersten Umstrukturierungs­
plan von Anglo. Seither hat Irland den Umstrukturie­
rungsplan für Anglo mehrfach grundlegend abgeändert, 
bevor am 31. Januar 2011 der gemeinsame Umstruktu­
rierungsplan für Anglo und INBS vorgelegt wurde. Die 
meisten der im Eröffnungsbeschluss geäußerten Zweifel 
(siehe Abschnitt 4.3.1 dieses Beschlusses ( 47 )) beziehen 
sich auf den ersten Umstrukturierungsplan von Anglo, 
der auf der Annahme basierte, dass Anglo in eine über­
lebensfähige „Good Bank“ und eine „Bad Bank“ aufgespal­
ten würde. Diese Zweifel sind nicht länger relevant, da 
Anglo keine neuen Geschäftsbereiche mehr erschließen 
wird; stattdessen erfolgt der Zusammenschluss mit der 
INBS, und das Institut wird sich dann auf die zeitlich 
gestreckte geordnete Abwicklung seines Darlehensport­
folios konzentrieren. 

(83) Der Vollständigkeit halber wird in Abschnitt 3.1 eine 
Zusammenfassung der Zweifel wiedergegeben, die die 
Kommission in ihrem Eröffnungsbeschluss angeführt hat­
te. 

3.1. Der Eröffnungsbeschluss 

(84) Die Kommission hatte Zweifel an der Wiederherstellbar­
keit der langfristigen Rentabilität der Good Bank (im Er­
öffnungsbeschluss auch als „NewCo“ bezeichnet) und der 
geordneten Abwicklung der Bad Bank (im Eröffnungs­
beschluss auch als „Old Anglo“ bezeichnet) geäußert, da 
zum Zeitpunkt dieses Beschlusses die Geschäftspläne bei­
der Institute nicht hinreichend bekannt waren. Die Kom­
mission hatte auch Zweifel daran, ob die Schätzungen 
betreffend die Wertberichtigungen des auf die NAMA 
übertragenen Darlehensportfolios und des Nicht-NAMA- 
Portfolios realistisch waren. Darüber hinaus hatte es den 
Anschein, dass die makroökonomischen Annahmen im 
ersten Umstrukturierungsplan von Anglo nicht vollstän­
dig waren, was zu Zweifeln an ihrer Realitätsnähe führte. 
Die Kommission brachte ferner Zweifel an einigen von 
der Good Bank in Betracht gezogenen neuen Tätigkeits­
bereichen zum Ausdruck, in denen sie bisher keine Er­
fahrungen hatte. Zudem hatte die Kommission Zweifel 
daran, ob mit Hilfe dieses Plans der Finanzierungs- und 
Liquiditätsbedarf der Good Bank gedeckt werden könnte. 

(85) Bezüglich der Lastenverteilung und des Eigenbeitrags von 
Anglo erschien es der Kommission fraglich, ob der Ei­
genbeitrag zur Umstrukturierung von Anglo angesichts 
der Tatsache ausreichend sei, dass die Good Bank in 
neue Tätigkeitsbereiche expandieren wollte, was erhebli­
che Investitionen erfordern würde. Darüber hinaus wies 
die Kommission darauf hin, dass die irischen Behörden 
im ersten Umstrukturierungsplan von Anglo nicht abge­
klärt hatten, ob Anglo durch den Verkauf von Aktiva 

oder auf andere Weise selbst einen Beitrag zur eigenen 
Umstrukturierung leisten könnte. 

(86) Hinsichtlich der Maßnahmen zur Begrenzung der Wett­
bewerbsverzerrungen, die durch die massive staatliche 
Hilfe an Anglo verursacht werden könnten, wies die 
Kommission darauf hin, dass sie Zweifel daran habe, 
dass die im Plan vorgestellten Maßnahmen ausreichen, 
um die wettbewerbsverfälschenden Wirkungen der Hilfe 
an Anglo wieder auszugleichen. 

4. STELLUNGNAHMEN VON BETEILIGTEN 

(87) Die Kommission hat nach der Veröffentlichung des Er­
öffnungsbeschlusses im Amtsblatt der Europäischen Union 
keine Stellungnahmen von Beteiligten erhalten. 

5. STELLUNGNAHMEN DES IRISCHEN STAATES 

(88) Irland äußerte sich nicht zum Eröffnungsbeschluss und 
legte stattdessen den zweiten sowie am 26. Oktober 
2010 den dritten Anglo-Umstrukturierungsplan vor. 

(89) Der dritte Umstrukturierungsplan wurde sodann durch 
den von Irland am 31. Januar 2011 vorgelegten gemein­
samen Umstrukturierungsplan abgelöst. 

6. WETTBEWERBSRECHTLICHE WÜRDIGUNG 

6.1. Vorliegen einer Beihilfe 

(90) Die Kommission hat zu prüfen, ob die im gemeinsamen 
Umstrukturierungsplan enthaltenen Maßnahmen staatli­
che Beihilfen darstellen. Nach Artikel 107 Absatz 1 
AEUV sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln ge­
währte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Be­
günstigung bestimmter Unternehmen oder Produktions­
zweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen 
drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie 
den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen. 

6.1.1. Bereits vorläufig genehmigte Maßnahmen 

(91) Hinsichtlich der Maßnahmen, die die Kommission in ih­
ren früheren Beschlüssen im Zusammenhang mit Anglo 
und INBS bereits vorläufig als Rettungsbeihilfen geneh­
migt hatte (nämlich die Maßnahmen a bis o in den Er­
wägungsgründen 66 und 67), war die Kommission be­
reits zu dem Schluss gelangt, dass diese Beihilfen zuguns­
ten von Anglo und INBS darstellten. Folglich braucht in 
diesem Beschluss nicht noch einmal geprüft zu werden, 
ob diese Maßnahmen staatliche Beihilfen darstellen. 

(92) Die Maßnahmen, die in diesem Beschluss gewürdigt wer­
den, um zu ermitteln, ob sie staatliche Beihilfen darstel­
len, wurden bereits in den Erwägungsgründen 68 und 69 
beschrieben. Es handelt sich dabei um Maßnahme p für 
Anglo, um Maßnahme q für die INBS und um die Maß­
nahmen r bis v für das aus dem Zusammenschluss her­
vorgehende Institut. In diesem Zusammenhang sei darauf 
hingewiesen, dass Irland mit der Einstufung dieser Maß­
nahmen als staatliche Beihilfen einverstanden ist.
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6.1.2. Staatliche Mittel 

(93) Die in den Erwägungsgründen 68 und 69 aufgeführten 
Maßnahmen p bis v werden aus staatlichen Mitteln fi­
nanziert und bestehen aus staatlichen Garantien und Di­
rektzuschüssen, die durch den Staat finanziert werden. 
Daher sind sie als staatliche Beihilfen einzustufen. 

6.1.3. Selektivität 

(94) Des Weiteren ist zu prüfen, ob die in den Erwägungs­
gründen 66 bis 69 aufgeführten Maßnahmen dem oder 
den Begünstigten der staatlichen Beihilfe einen selektiven 
Vorteil verschaffen. Die betroffenen Maßnahmen sind se­
lektiver Art, da sie nur Anglo, INBS und dem aus dem 
Zusammenschluss hervorgehenden Institut zugute kom­
men. 

6.1.4. Vorteil 

(95) Die in den Erwägungsgründen 66 bis 69 aufgeführten 
Maßnahmen verschaffen sowohl Anglo als auch INBS 
in ihrer Wirtschaftstätigkeit bis zum Zusammenschluss 
und danach dem daraus hervorgehenden Nachfolgeinsti­
tut einen Vorteil. 

(96) Anglo kommt in den Genuss einer staatlichen Beihilfe 
über […] Mrd. EUR in Form von Sofort-Liquiditätshilfe 
(ELA) von der irischen Zentralbank (Maßnahme p in 
Erwägungsgrund 68), wodurch Anglo seine Vermögens­
werte finanzieren kann. Diese Garantie stellt insofern ei­
nen Vorteil für Anglo dar, als sie auf dem Markt nicht 
verfügbar gewesen wäre und […]. Des Weiteren wird 
Anglo die staatliche Garantie für die Sofort-Liquiditäts­
hilfe gewährt, ohne dass Anglo dafür eine Vergütung 
zahlen müsste. Dieser Verzicht auf eine Vergütung stellt 
einen weiteren Vorteil zugunsten von Anglo dar, da 
Anglo die mit der Garantie verbunden Kosten erspart 
bleiben. 

(97) Aus den gleichen Gründen verschafft die staatliche Ga­
rantie für die Sofort-Liquiditätshilfe, die die INBS ab dem 
24. Februar 2011 in Höhe von […] Mrd. EUR erhält, 
auch diesem Institut einen Vorteil (Maßnahme q in Er­
wägungsgrund 68). 

(98) Was die Maßnahmen zugunsten des aus dem Zusam­
menschluss hervorgehenden Instituts anbelangt, so pro­
fitiert dieses Institut vom Fortbestand mehrerer staatlicher 
Garantien, nämlich für die verbleibenden Einlagen (Maß­
nahme r in Erwägungsgrund 68), für die außerbilanziel­
len Transaktionen (Maßnahme s in Erwägungsgrund 69), 
für die Sofort-Liquiditätshilfe (Maßnahme t in Erwägungs­
grund 69) und für die vom Interbankenmarkt in An­
spruch genommenen Mittel (Maßnahme v in Erwägungs­
grund 69). Das Institut muss lediglich eine Vergütung für 
die Garantie […], die Einlagen und Interbankenmittel für 
die Dauer der ELG-Regelung zahlen (danach ist keine 
weitere Vergütung fällig), wohingegen für die anderen 
Garantien keine Vergütungen verlangt werden. Diese Ga­
rantien verschaffen dem Institut einen Vorteil in Form 
eines Beitrags zur Gewährleistung, dass das aus dem Zu­
sammenschluss hervorgehende Institut seinen Verpflich­
tungen nachkommen kann. Ohne die erforderliche Finan­
zierung über die garantierte Sofort-Liquiditätshilfe, die 
verbleibenden Einlagen und die verbleibenden Interban­
ken-Mittel, und ohne die Garantie für die außerbilanziel­
len Verbindlichkeiten wäre eine geordnete Abwicklung 
nicht möglich. Des Weiteren braucht das Institut für 

mehrere dieser Garantien keine Vergütung zu entrichten, 
was ihm insofern einen weiteren Vorteil verschafft, als es 
damit höhere Finanzierungskosten und folglich höhere 
Verluste vermeiden kann. 

(99) Schließlich […] für den Fall des Stress-Szenarios 3,3 Mrd. 
EUR zur Abdeckung weiterer Verluste infolge der geord­
neten Abwicklung des Darlehensportfolios. […] Die Re­
kapitalisierung […] verschafft dem aus dem Zusammen­
schluss hervorgehenden neuen Institut insofern einen 
Vorteil, als damit gewährleistet ist, dass es während des 
Abwicklungszeitraums den maßgeblichen Anforderungen 
an das aufsichtsrechtlich vorgeschriebene Eigenkapital 
nachkommen kann. […]. 

6.1.5. Verfälschung des Wettbewerbs und Beeinträchtigung 
des Handels zwischen Mitgliedstaaten 

(100) Es liegt der Schluss nahe, dass die in den Erwägungs­
gründen 66 und 67 dargelegten Maßnahmen p bis v 
dazu geeignet sind, den Wettbewerb zu verfälschen und 
den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen. 

(101) Wie in Abschnitt 6.1.4 erläutert wären Anglo und INBS 
ohne staatliche Unterstützungsmaßnahmen zahlungs­
unfähig gewesen und hätten vollständig aus ihren bishe­
rigen Geschäftsbereichen ausscheiden müssen. Infolge der 
sehr umfangreichen staatlichen Unterstützung konnten 
sie im Einlagengeschäft (bis zur Übertragung ihrer Ein­
lagen auf die Allied Irish Bank und die Irish Life & Per­
manent im Februar 2011) und in sehr begrenztem Um­
fang auch auf dem Markt für gewerbliche Immobilien­
kredite und für private Hypothekarkredite (zur Bedienung 
der bestehenden Kredite) verbleiben. Aus diesem Grund 
verfälscht die staatliche Unterstützung den Wettbewerb. 
Anglo und INBS standen auf diesen Märkten nicht nur 
mit irischen Banken, sondern auch mit ausländischen in 
Irland tätigen Marktteilnehmern im Wettbewerb. Anglo 
war (sowohl für Einlagen als auch für kommerzielle Kre­
dite) im Vereinigten Königreich aktiv und stand somit 
mit den dortigen britischen Marktteilnehmern und Ak­
teuren aus anderen Mitgliedstaaten im Wettbewerb. Es ist 
jedoch darauf hinzuweisen, dass die Geschäftstätigkeit der 
beiden Finanzinstitute während der letzten Jahre immer 
weiter eingeschränkt wurde, wodurch sich die negativen 
Auswirkungen auf den Wettbewerb und den Handel ver­
ringerten. 

(102) Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut 
wird seiner Geschäftstätigkeit auf Märkten, auf denen iri­
sche und ausländische Banken aktiv sind, auch weiterhin 
in sehr begrenztem Umfang nachgehen können. So dür­
fen insbesondere begrenzt Einlagen entgegengenommen 
und den bisherigen Kunden Darlehen bereitgestellt wer­
den, um den NGW der fraglichen Darlehen in Einklang 
mit den von Irland gemachten Zusagen zu steigern (siehe 
Abschnitt 2.3.2). Ohne staatliche Unterstützung könnte 
diese Geschäftstätigkeit nicht aufrechterhalten werden. 
Dabei ist darauf hinzuweisen, dass sich die Bilanzsumme 
des aus dem Zusammenschluss hervorgehenden Instituts 
infolge seiner Abwicklung ständig verringern wird, so 
dass sich auch die Wirkung der Wettbewerbsverzerrung 
und der Beeinträchtigung des Handels deutlich abschwä­
chen wird, da die Operationen, die das Institut weiterhin 
auf dem Markt unter Wettbewerbsbedingungen ausführen 
darf, stark eingeschränkt sind.
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6.1.6. Anwendung des Grundsatzes des marktwirtschaftlich 
handelnden privaten Kapitalgebers 

(103) Der Grundsatz des marktwirtschaftlich handelnden pri­
vaten Kapitalgebers lässt sich auf die in den Erwägungs­
gründen 66 bis 69 aufgeführten Maßnahmen nicht an­
wenden, da sie Teil eines umfangreichen Pakets von Ret­
tungsmaßnahmen zugunsten von Anglo und INBS sind. 
Selbst wenn der Grundsatz anwendbar wäre, stehen die 
Maßnahmen nicht in Einklang mit dem normalen Markt­
verhalten. Kein marktwirtschaftlich handelnder Kapital­
geber würde derartige Maßnahmen ergreifen, um Anglo 
und INBS zu retten und sie zusammenzulegen, damit das 
Darlehensportfolio geordnet abgewickelt werden kann, da 
praktisch keine Aussicht auf Rentabilisierung seiner Ka­
pitalspritzen bestünde (die Rekapitalisierungsmaßnahmen 
zugunsten von Anglo und INBS belaufen sich für das 
Basisszenario insgesamt auf 34,7 Mrd. EUR). Kein markt­
wirtschaftlich handelnder Kapitalgeber in einer ähnlichen 
Lage wie der Staat wäre in der Lage gewesen, diesen zur 
leichteren Abwicklung von Anglo und INBS benötigten 
Kapitalbetrag aufzubringen und den entsprechenden Fi­
nanzierungsaufwand zu betreiben. Angesichts der Markt­
lage und der Nachfrage nach irischen Vermögenswerten 
und Verbindlichkeiten hätte ein Wirtschaftsteilnehmer 
unter marktwirtschaftlichen Bedingungen nie eine Finan­
zierung von diesem Umfang erhalten. 

6.1.7. Ermittlung des Beihilfeempfängers 

(104) Zur Erleichterung der Abwicklung von Anglo und INBS 
beabsichtigt Irland die Einführung der in Erwägungsgrund 
69 genannten neuen Beihilfemaßnahmen (Maßnahmen r 
bis v). Damit können Anglo und INBS zu einem Institut 
zusammengeschlossen werden. Hauptziel dieses Zusam­
menschlusses ist die geordnete Abwicklung der Darlehen­
sportfolios von Anglo und INBS im Hinblick auf die 
Erzielung eines möglichst hohen Ertrags bei möglichst 
geringen Kosten für den irischen Steuerzahler. 

(105) Nach dem gemeinsamen Umstrukturierungsplan wird das 
aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut nur 
Kredite in dem Umfang vergeben, wie sie nach bestehen­
den vertraglichen Verpflichtungen erforderlich sind, und 
dies auch nur, um zu gewährleisten, dass der NGW des 
Darlehensportfolios erhalten bleibt. Daher sind die Fälle, 
in denen es mit anderen Banken im Wettbewerb steht, 
auf ein Minimum begrenzt. Nach Angaben Irlands wird 
das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut 
seine Aktiva nur in dem Maße realisieren, in dem sie 
fällig werden, oder sie auf dem Markt verkaufen. Das 
Institut wird die Erlöse dieser Veräußerungen zur Rück­
zahlung seiner Schulden zum Fälligkeitstermin und zur 
Finanzierung seiner laufenden Betriebskosten oder etwai­
ger weiterhin gehaltener früherer Verbindlichkeiten ver­
wenden. Daher ist der Schluss zu ziehen, dass das Institut 
auch nach dem Zusammenschluss weiterhin einer be­
grenzten Geschäftstätigkeit nachgehen wird. Demnach 
ist es als Begünstigter der staatlichen Beihilfemaßnahmen 
zu betrachten. 

(106) Was Anglo und INBS anbelangt, so konnten beide vor 
dem beabsichtigten Zusammenschluss mit Hilfe der staat­
lichen Garantien für ihre Verbindlichkeiten, der Rekapi­
talisierungen und einer Kapitalentlastungsmaßnahme 

(Maßnahmen a bis o in den Erwägungsgründen 67 und 
68) ihren Geschäften weiter nachgehen. Daher sind 
Anglo und INBS die Begünstigten dieser Maßnahmen. 

6.1.8. Schlussfolgerung 

(107) Aus diesen Gründen ist der Schluss zu ziehen, dass die in 
den Erwägungsgründen 68 und 69 beschriebenen Maß­
nahmen a bis v staatliche Beihilfen darstellen. 

6.2. Die Höhe der Beihilfe 

6.2.1. Die Rekapitalisierungen von Anglo und der INBS 

(108) Sowohl Anglo als auch INBS haben staatliche Hilfe in 
Form von verschiedenen Rekapitalisierungen erhalten. 
Anglo hat über vier Kapitalspritzen ( 48 ) insgesamt 29,3 
Mrd. EUR erhalten, die INBS über zwei Kapitalspritzen 
insgesamt 5,4 Mrd. EUR. 

6.2.2. Wertberichtigungsmaßnahme für Anglo und die INBS 

(109) Sowohl Anglo als auch die INBS haben von der Möglich­
keit der Übertragung von Vermögenswerten auf die 
NAMA Gebrauch gemacht (Maßnahmen d und m in 
den Erwägungsgründen 66 und 67). Was die Höhe des 
Beihilfebetrags anbelangt, der in der Übertragung der 
wertberichtigten Aktiva auf die NAMA enthalten war, 
so ist darauf hinzuweisen, dass in Fußnote 2 zu Absatz 
20 Buchstabe a der Mitteilung über die Behandlung wert­
geminderter Aktiva (Impaired-Asset-Mitteilung — 
„IAC“) ( 49 ) der Beihilfebetrag in einer Kapitalentlastungs­
maßnahme als die Differenz zwischen dem Übertra­
gungswert und dem Marktpreis der Aktiva definiert wird. 
Allerdings lässt sich der Marktwert der betreffenden Ak­
tiva schwer ermitteln, da es sich überwiegend um Darle­
hen handelt, die nicht gehandelt werden. Des Weiteren 
kann der tatsächliche Beihilfebetrag erst ermittelt werden, 
wenn die Bewertung der auf Irland übertragenen Aktiva 
in Einklang mit dem Beschluss der Kommission in der 
Beihilfesache N 725/09 ( 50 ) abgeschlossen ist, die endgül­
tige Schlussfolgerungen zur Höhe der Beihilfe zulässt. In 
diesem Zusammenhang liegen der Kommission Angaben 
zu dem mit der ersten und zweiten Tranche der auf die 
NAMA übertragenen Darlehen verbundenen Beihilfeele­
ment vor, während die Angaben zu den letzten Tranchen 
noch ausstehen. 

(110) Anhand der zur ersten und zweiten auf die NAMA über­
tragenen Tranche vorliegenden Angaben lassen sich eine 
Reihe von Schlussfolgerungen ziehen. Erstens hatte die 
erste Tranche der von Anglo auf die NAMA übertragenen
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( 48 ) Die Kommission stellt fest, dass sie Rekapitalisierungen für Anglo 
im Betrag von 29 440 Mio. EUR genehmigt hat. Von der am 
31. März 2010 mit dem Eröffnungsbeschluss genehmigten zweiten 
Rekapitalisierung wurden jedoch 140 Mio. EUR nicht gewährt und 
dürften aufgrund der besonderen Struktur dieser Rekapitalisierung 
auch nicht mehr gewährt werden. Aus diesem Grund ist es an­
gemessener, den Wert von 29,3 Mrd. EUR für die Summe der 
Rekapitalisierungen zu verwenden, da dieser Wert den Betrag 
zum Ausdruck bringt, den Anglo vor dem Zusammenschluss mit 
der INBS tatsächlich erhalten hat. 

( 49 ) Mitteilung der Kommission über die Behandlung wertgeminderter 
Aktiva im Bankensektor der Gemeinschaft, (ABl. C 72 vom 
26.3.2009, S. 1). 

( 50 ) Siehe Fußnote 29.



Gewerbeimmobilienkredite einen Nominalwert von 
9 251 Mio. EUR. Diese Übertragung enthielt einen Bei­
hilfebetrag von 870 Mio. EUR; das entspricht 9,4 % des 
Nominalbetrags des übertragenen Darlehensportfolios 
insgesamt. Zweitens übertrug Anglo mit der zweiten 
Tranche Darlehen im Nominalwert von 6 747 Mio. 
EUR auf die NAMA. Diese Übertragung enthielt einen 
Beihilfebetrag von 427 Mio. EUR; das entspricht 6,3 % 
des Nominalwerts des insgesamt übertragenen Darlehen­
sportfolios. Demnach belief sich das durchschnittliche 
Beihilfeelement auf 7,9 % des Nominalwerts des Darle­
hensportfolios. Wendet man den Durchschnittsprozent­
satz auf die noch ausstehenden Tranchen (19 Mrd. EUR) 
an, so würde sich das Beihilfeelement bei diesen 
Tranchen auf rund 1,5 Mrd. EUR belaufen. Insgesamt 
beliefe sich der Betrag staatlicher Beihilfen im Zusam­
menhang mit der Übertragung der Gewerbeimmobilien­
kredite, der Baukredite und der damit verbundenen sons­
tigen Kredite von Anglo auf die NAMA auf schätzungs­
weise 2 797 Mio. EUR ( 51 ). 

(111) Die INBS übertrug mit der ersten Tranche Darlehensport­
folios im Nominalwert von 669 Mio. EUR. Diese Über­
tragung enthielt ein Beihilfeelement von 70 Mio. EUR; 
das entspricht 10,5 % des Nominalwerts des übertrage­
nen Portfolios. Mit der zweiten Tranche übertrug die 
INBS Darlehen im Nominalwert von 591 Mio. EUR. 
Diese Übertragung enthielt ein Beihilfeelement von 
43,7 Mio. EUR, was 7,4 % des Nominalwerts des über­
tragenen Portfolios entspricht. Demnach belief sich das 
durchschnittliche Beihilfeelement auf 9 % des Nominal­
werts des Darlehensportfolios. Wendet man den Durch­
schnittsprozentsatz auf die noch ausstehenden Tranchen 
(7,7 Mrd. EUR) an, so würde sich das Beihilfeelement für 
diese Tranchen auf rund 693 Mio. EUR belaufen. Ins­
gesamt beliefe sich der Betrag staatlicher Beihilfen im 
Zusammenhang mit der Übertragung der Gewerbeimmo­
bilienkredite, der Baukredite und der damit verbundenen 
sonstigen Kredite der INBS auf die NAMA auf schät­
zungsweise 806 Mio. EUR ( 52 ). 

(112) Obwohl der genaue Betrag der staatlichen Beihilfen für 
die noch ausstehenden Tranchen erst später überprüft 
werden kann, ist der in diesen beiden letzten Tranchen 
enthaltene genaue Beihilfebetrag nicht erforderlich, um 
die Vereinbarkeit des gemeinsamen Umstrukturierungs­
plans mit dem Vertrag beurteilen zu können, da i) die 
Kommission in ihrem Beschluss betreffend die NAMA ( 53 ) 
der Art der Ermittlung des Übertragungspreises bereits 
zugestimmt hat; ii) eine potenzielle Änderung des Bei­
hilfebetrags angesichts der Tatsache, dass es sich ohnehin 
bereits um äußerst hohe Beträge handelt und Anglo und 
INBS sich vollständig vom Markt zurückziehen werden, 
nichts an der wettbewerbsrechtlichen Würdigung der Bei­
hilfe durch die Kommission in diesem Beschluss ändern 
würde, und iii) insbesondere eine noch höhere Beihilfe 
nicht zu einer noch größeren Wettbewerbsverzerrung 
durch das aus de Zusammenschluss hervorgehende und 
in Abwicklung befindliche Institut führen würde, da die­
ses ja keine neuen vom Wettbewerb bestimmten Ge­
schäftsbereiche erschließen würde. 

6.2.3. Die Garantien für Anglo und INBS 

(113) Anglo und INBS profitierten auch von Garantien im Rah­
men der CIFS- und der ELG-Regelungen (Maßnahmen a, 
c, g, j, l und n in den Erwägungsgründen 66 und 67). 
Der nach beiden Regelungen für die einzelnen Institute 
abgedeckte Betrag schwankte dabei im Laufe der Zeit. So 
beliefen sich die im Fall von Anglo im Rahmen der CIFS- 
Regelung garantierten Verbindlichkeiten im September 
2008 auf einen Höchstwert von […] Mrd. EUR und 
waren am 30. Juni 2010 auf […] Mrd. EUR zurück­
gegangen, was z. T. auf die Einführung der ELG-Regelung 
zurückzuführen war. Des Weiteren gingen die von der 
ELG-Regelung garantierten Verbindlichkeiten von Anglo 
infolge der Übertragung der Einlagen auf Allied Irish 
Banks von einem Spitzenwert von […] Mrd. EUR am 
30. Juni 2010 auf […] Mrd. EUR per 31. März 2011 
zurück. Für die INBS lässt sich der gleiche Trend fest­
stellen. 

(114) Darüber hinaus haben sowohl Anglo als auch die INBS 
staatliche Garantien für ihre kurzfristigen Verbindlichkei­
ten sowie Sofort-Liquiditätshilfen (ELA) erhalten, während 
Anglo überdies eine weitere staatliche Garantie über […] 
für ihre außerbilanziellen Verbindlichkeiten erhalten hat. 

(115) In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass 
bei Unternehmen in finanziellen Schwierigkeiten Folgen­
des gilt: Ist eine Bank nicht in der Lage, in hinreichendem 
Umfang nichtgarantierte Fremdmittel aufzunehmen, um 
ihren gesamten Finanzierungsbedarf zu decken, können 
die Beihilfeelemente derartiger Garantien einen Umfang 
bis zu ihrem Nominalwert erreichen. Dies war eindeutig 
der Fall, als Anglo und INBS 2008 die CIFS-Regelung 
und sodann 2010 die ELG-Regelung, die Garantie für 
ihre kurzfristigen Verbindlichkeiten und die Garantie für 
ihre Sofort-Liquiditätshilfe in Anspruch nahmen, während 
Anglo darüber hinaus noch eine staatliche Beihilfe für 
seine außerbilanziellen Verbindlichkeiten erhielt. In die­
sem Zusammenhang kam es zu einer deutlichen Über­
schneidung zwischen den verschiedenen Garantien, d. h. 
im Einzelnen zwischen der CIFS-Regelung und der ELG- 
Regelung, was zu Doppelzählungen führen konnte. 
Gleichzeitig schwankten die von den verschiedenen Ga­
rantieregelungen (CIFS, ELG und ELA) abgedeckten Be­
träge im Laufe der Zeit. Außerdem sei daran erinnert, 
dass die Nutzung der staatlichen Garantieregelungen 
durch beide Banken bei der Berechnung des Beihilfe­
betrags im Verhältnis zu ihren risikogewichteten Aktiva 
(nachstehend „RWA“) nicht berücksichtigt wird, um er­
mitteln zu können, ob eine tiefgreifende Umstrukturie­
rung notwendig ist. Andererseits wird das in den Garan­
tien enthaltene Beihilfeelement im Zusammenhang mit 
der Umstrukturierung berücksichtigt. Aus diesen Grün­
den hat die Kommission das Beihilfeelement im Zusam­
menhang mit den staatlichen Garantien nicht berechnet. 

6.2.4. Beihilfemaßnahmen für das aus dem Zusammenschluss 
hervorgehende Institut 

(116) Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut 
[…] eine weitere Kapitalspritze von 3,3 Mrd. EUR, falls 
das Stress-Szenario eintritt.
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( 51 ) 870 Mio. EUR + 427 Mio. EUR + 1,5 Mrd. EUR = 2 797 Mio. EUR. 
( 52 ) 70 Mio. EUR + 43,7 Mio. EUR + 693 Mio. EUR = 806,7 Mio. EUR. 
( 53 ) Beschluss der Kommission in der Beihilfesache N 725/09, siehe 

Fußnote 30.



(117) Das Institut erhält ferner staatliche Garantien für seine 
verbleibenden Einlagen, die sich auf höchstens 1 Mrd. 
EUR belaufen, und seine außerbilanziellen Transaktionen, 
die auf einen Bruttohöchstbetrag von […] geschätzt wer­
den. Außerdem besteht die staatliche Garantie für die 
Sofort-Liquiditätshilfe oder eine andere ähnliche Hilfe, 
die es erhält und die bei Beginn des Zusammenschlusses 
auf bis zu […] geschätzt wird, weiter fort. Zur Berech­
nung des darin enthaltenen Beihilfeelements stellt die 
Kommission fest, dass auf die dem Institut gewährten 
Garantien die gleiche Argumentation wie in Erwägungs­
grund 115 zutrifft. 

6.2.5. Schlussfolgerung zum Beihilfeelement 

(118) Daher ist der Schluss zu ziehen, dass Anglo staatliche 
Beihilfen in Form von Rekapitalisierungen und einer Ka­
pitalentlastungsmaßnahme im Betrag von mindestens 32 
Mrd. EUR (43,9 % der RWA) erhalten hat. Die INBS hat 
staatliche Beihilfen in Form von Rekapitalisierungen und 
einer Kapitalentlastungsmaßnahme im Betrag von min­
destens 6,2 Mrd. EUR (59 % der RWA) erhalten. Diese 
Beträge liegen eindeutig über der in der Rekapitalisie­
rungsmitteilung ( 54 ) und der Impaired-Asset-Mitteilung 
vorgegebenen Schwelle von 2 %. 

(119) Abschließend ist festzustellen, dass sich der Umfang der 
staatlichen Beihilfen aller zugunsten von Anglo und INBS 
gewährten Rekapitalisierungen und Kapitalentlastungs­
maßnahmen sowie der Rekapitalisierung des aus dem 
Zusammenschluss hervorgehenden Instituts unter Stress­
bedingungen auf mindestens 41,5 Mrd. EUR belaufen 
dürfte ( 55 ). 

6.3. Vereinbarkeit der Beihilfen mit dem Binnen­
markt 

(120) Bei der Würdigung der Vereinbarkeit des gemeinsamen 
Umstrukturierungsplans für Anglo und INBS mit dem 
Binnenmarkt ist zunächst zu prüfen, ob Artikel 107 Ab­
satz 3 Buchstabe b AEUV Anwendung findet, bevor be­
urteilt werden kann, ob der gemeinsame Umstrukturie­
rungsplan die Anforderungen der Rekapitalisierungs- und 
der Umstrukturierungsmitteilung erfüllt. 

6.3.1. Rechtsgrundlage für die Würdigung der Vereinbarkeit 
mit dem Binnenmarkt 

(121) Nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV kann die 
Kommission die Beihilfe als mit dem Binnenmarkt ver­
einbar erklären, wenn sie „zur Behebung einer beträcht­
lichen Störung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats“ 
dient. In dieser Hinsicht herrschten seit dem letzten 
Quartal 2008 weltweit schwierige Marktbedingungen. 
Insbesondere wurde Irland schwer von der Finanzkrise 
getroffen. Der wirtschaftliche Abschwung verbunden 
mit dem Einbruch der Immobilienpreise und die Exposi­
tion irischer Banken im Bereich Kredite für Bauland­
erschließung und Bauvorhaben haben zu erheblichen 
Wertberichtigungen für irische Banken geführt. Zudem 
waren die irischen Banken angesichts der Unsicherheiten 
auf dem Immobilienmarkt in Irland mit hartnäckigen 

Schwierigkeiten bei der Suche nach Refinanzierungen 
und Kapital von den Finanzmärkten konfrontiert. Dem­
zufolge geriet auch der irische Staat (Sovereign) unter 
Druck, was letztendlich zu dem Hilfsprogramm führte. 

(122) Die Kommission erkennt an, dass die globale Finanzkrise 
eine beträchtliche Störung im Wirtschaftsleben eines Mit­
gliedstaats auslösen kann, und dass Maßnahmen zur Un­
terstützung von Banken zur Behebung dieser Störung 
geeignet sind; diese Auffassung wird auch in der Banken­
mitteilung ( 56 ), der Rekapitalisierungsmitteilung, der Im­
paired-Asset-Mitteilung und der Umstrukturierungsmittei­
lung bestätigt. Bezogen auf die irische Wirtschaft wurde 
dies auch in den verschiedenen Beschlüssen der Kommis­
sion zur Genehmigung der Maßnahmen bekräftigt, die 
Irland zur Bekämpfung der Finanzkrise ergriffen hat ( 57 ). 

(123) Angesichts der besonderen Umstände in Irland in Kom­
bination mit der verbesserten, aber noch nicht stabilisier­
ten Lage auf den Finanzmärkten ist die Kommission der 
Ansicht, dass die Maßnahmen vor dem Hintergrund von 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV geprüft werden 
können. 

6.3.2. Wettbewerbsrechtliche Würdigung der Vereinbarkeit mit 
dem Binnenmarkt 

(124) Anglo, INBS und das aus dem Zusammenschluss hervor­
gehende Institut kamen und kommen in den Genuss 
verschiedener staatlicher Beihilfemaßnahmen, deren Ver­
einbarkeit mit dem Binnenmarkt bisher noch nicht von 
der Kommission bewertet wurde. Dies gilt z. B. für die 
staatliche Garantie für die Sofort-Liquiditätshilfe sowohl 
für Anglo als auch für die INBS (Maßnahmen p und q in 
Erwägungsgrund 68) und die staatlichen Garantien und 
die Rekapitalisierung für den Fall des Stress-Szenarios 
[…] (Maßnahmen r bis v in Erwägungsgrund 69). Des 
Weiteren haben Anglo und INBS Maßnahmen in An­
spruch genommen, die von der Kommission als Ret­
tungsbeihilfen als mit dem Binnenmarkt vereinbar einge­
stuft wurden (Maßnahmen a bis o in den Erwägungs­
gründen 66 und 67), die nun aber im Hinblick auf 
ihre Vereinbarkeit mit den Anforderungen für Umstruk­
turierungsbeihilfen erneut gewürdigt werden müssen. Da­
her ist die Vereinbarkeit dieser Maßnahmen und des ge­
meinsamen Umstrukturierungsplans mit der Bankenmit­
teilung, der Rekapitalisierungsmitteilung und der Um­
strukturierungsmitteilung zu prüfen. 

(125) Obwohl Anglo und INBS durch die Übertragung von 
Aktiva auf die NAMA von Kapitalentlastungsmaßnahmen 
profitierten, gibt die Abwicklung von Anglo und INBS an 
sich keinen Anlass zu staatlichen Beihilfen in Form einer 
Kapitalentlastungsmaßnahme. Alle Aktiva und Passiva 
von Anglo und INBS werden in vollem Umfang und 
ausschließlich zu ihrer geordneten Abwicklung auf das 
aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut über­
tragen. Demnach ist eine wettbewerbsrechtliche Würdi­
gung des Zusammenschlusses und der geordneten Ab­
wicklung der Aktiva in Bezug auf die Impaired-Asset-Mit­
teilung nicht erforderlich.

DE L 139/34 Amtsblatt der Europäischen Union 26.5.2012 

( 54 ) Mitteilung der Kommission — Die Rekapitalisierung von Finanz­
instituten in der derzeitigen Finanzkrise: Beschränkung der Hilfen 
auf das erforderliche Minimum und Vorkehrungen gegen unverhält­
nismäßige Wettbewerbsverzerrungen, (ABl. C 10 vom 15.1.2009, 
S. 2). 

( 55 ) 32 Mrd. (Anglo) + 6,2 (INBS) + 3,3 (stressbedingte Rekap. für das 
neue Institut) = 41,5 Mrd. EUR. 

( 56 ) Mitteilung der Kommission — Die Anwendung der Vorschriften für 
staatliche Beihilfen auf Maßnahmen zur Stützung von Finanzinsti­
tuten im Kontext der derzeitigen globalen Finanzkrise, (ABl. C 270 
vom 25.10.2008, S. 8). 

( 57 ) Siehe unter anderem die in den Fußnoten 26 bis 33 angeführten 
Beschlüsse der Kommission.



6.3.3. Die Anwendung der Banken- und der Rekapitalisie­
rungsmitteilung auf die in den Erwägungsgründen 68 
und 69 genannten Maßnahmen p bis v 

(126) Gemäß Nummer 15 der Bankenmitteilung muss eine Bei­
hilfe oder Beihilferegelung im Hinblick auf ihre Verein­
barkeit mit dem Binnenmarkt gemäß Artikel 107 Absatz 
3 Buchstabe b AEUV die allgemeinen Kriterien für die 
Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt gemäß Artikel 107 
Absatz 3 AEUV erfüllen. D. h. folgende Bedingungen 
müssen erfüllt sein: 

i) Angemessenheit: Die Beihilfen müssen zielgenau aus­
gerichtet sein, damit die angestrebte Behebung einer 
beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben wirksam 
erreicht werden kann. Dies wäre nicht der Fall, wenn 
die Maßnahme zur Behebung der Störung nicht an­
gemessen wäre; 

ii) Notwendigkeit: Die Beihilfen müssen von ihrem Be­
trag und ihrer Form her zur Erreichung des Ziels 
erforderlich sein. Diese Anforderung beinhaltet, dass 
der Betrag auf das zur Erreichung des Ziels erforder­
liche Minimum beschränkt sein muss und die Beihilfe 
so angemessen wie möglich zur Behebung der Stö­
rung beiträgt; 

iii) Verhältnismäßigkeit: Die Beihilfen müssen so aus­
gestaltet sein, dass die negativen Nebeneffekte für 
den Wettbewerb auf das für die Erreichung der Ziele 
erforderliche Minimum beschränkt bleiben. 

(127) Diese allgemeinen Kriterien gelten sowohl für Kapital­
spritzen als auch für Garantien. In der Rekapitalisierungs­
mitteilung werden die drei in der Bankenmitteilung ver­
ankerten Grundsätze weiter ausgeführt; dort heißt es, 
dass Rekapitalisierungen zur Wiederherstellung der finan­
ziellen Stabilität beitragen können. Insbesondere heißt es 
in der Rekapitalisierungsmitteilung unter Nummer 6, dass 
Rekapitalisierungen eine geeignete Antwort auf die Pro­
bleme von Finanzinstitutionen sein können, denen Zah­
lungsunfähigkeit droht. 

i) Angemessenheit der Maßnahmen 

(128) Mit der Rekapitalisierung des aus dem Zusammenschluss 
hervorgehenden Instituts unter den Bedingungen des 
Stress-Szenarios (Maßnahme u in Erwägungsgrund 69) 
soll sichergestellt werden, dass dieses Institut über genü­
gend Kapital verfügt, um die aufsichtsrechtlichen Eigen­
kapitalanforderungen zu erfüllen, während das Darlehen­
sportfolio von Anglo und INBS geordnet abgewickelt 
wird. Eine Kapitalspritze ist die bei Weitem effizienteste 
und direkteste Maßnahme zur Behebung eines potenziel­
len Kapitaldefizits, das unter Stressbedingungen entstehen 
könnte, da damit die Eigenkapitalquote des Instituts un­
mittelbar verbessert wird. 

(129) […] 

(130) Die Anglo und INBS gewährten staatlichen Garantien für 
die erhaltene Sofort-Liquiditätshilfe (Maßnahmen p und q 
in Erwägungsgrund 68) und die dem aus dem Zusam­
menschluss hervorgehenden Institut für seine verbleiben­
den Einlagen gewährten staatlichen Garantien (Maß­
nahme r in Erwägungsgrund 69), seine Verbindlichkeiten 
vom Interbankenmarkt (Maßnahme v in Erwägungsgrund 

69), die staatliche Garantie für die Sofort-Liquiditätshilfe 
(Maßnahme t in Erwägungsgrund 69) und für die außer­
bilanziellen Verbindlichkeiten (Maßnahme s in Erwä­
gungsgrund 69) sollen gewährleisten, dass die Finanzie­
rung des Instituts auf sicheren Füßen steht und sein 
Überleben gesichert ist. Die Finanzierung ist erforderlich, 
damit Anglo und INBS über genügend Mittel zur De­
ckung ihrer Aktiva verfügen, während die Finanzhilfe 
für das aus dem Zusammenschluss hervorgehenden In­
stitut dieses in die Lage versetzt, die von Anglo und INBS 
hinterlassenen Darlehensportfolios im Laufe der Zeit ge­
ordnet abzuwickeln. […]. 

Schlussfolgerung 

(131) Die Rekapitalisierung des neuen Instituts für den Fall des 
Stress-Szenarios ist angebracht, da damit das Ziel der 
Einhaltung der aufsichtsrechtlich vorgeschriebenen Kapi­
talanforderungen effektiv erreicht werden kann. Daher 
wird mit dieser Maßnahme wirksam das Ziel der Ver­
meidung der Zahlungsunfähigkeit des aus dem Zusam­
menschluss hervorgehenden neuen Instituts erreicht. 

(132) Die Garantiemaßnahmen sind ebenfalls angemessen, da 
damit sichergestellt wird, dass Anglo und INBS vor dem 
Zusammenschluss und danach das daraus hervorgehende 
Institut über hinreichende Mittel zur Erfüllung ihrer Auf­
gaben verfügen, während das aus dem Zusammenschluss 
hervorgehende Institut vor der Zahlungsunfähigkeit ge­
schützt ist. 

(133) Des Weiteren sorgen die verschiedenen staatlichen Maß­
nahmen für den Erhalt der Finanzstabilität in Irland. 

ii) Notwendigkeit — Beschränkung der Hilfe auf das erforder­
liche Minimum 

(134) Nach der Bankenmitteilung muss die Beihilfemaßnahme 
von ihrem Umfang und ihrer Form her für die Erreichung 
der Ziele der Hilfe erforderlich sein. Diese Anforderung 
beinhaltet, dass die Kapitalspritzen und die Garantien auf 
das zur Erreichung des Ziels notwendige Minimum be­
schränkt sein müssen. In diesem Zusammenhang ist da­
rauf hinzuweisen, dass die Kapitalspritze nur im Stress- 
Szenario verabreicht wird und auf einen Betrag von 3,3 
Mrd. EUR beschränkt ist. Mit der Rekapitalisierung wird 
sichergestellt, dass das aus dem Zusammenschluss her­
vorgehende Institut den maßgeblichen aufsichtsrecht­
lichen Anforderungen an das Eigenkapital nachkommt. 
Die staatlichen Garantien sorgen dafür, dass das Institut 
über Finanzmittel verfügt, um seinen Verpflichtungen un­
ter dem Aspekt der Unternehmensfortführung nachkom­
men zu können. 

(135) Was die Vergütung anbelangt, die das Institut für die 
Kapitalspritze zu zahlen hat, so wird der Staat keine fest­
stehende Vergütung für die Rekapitalisierung erhalten. 
Ebenso zahlen Anglo, INBS und das aus dem Zusammen­
schluss hervorgehende Institut keine Vergütung für die 
Garantie für die Sofort-Liquiditätshilfe, während das 
neue Institut auch keine Vergütung für die Garantie für 
die außerbilanziellen Verbindlichkeiten zahlt. Nach dem 
Auslaufen der ELG-Regelung wird das Institut auch keine 
weitere Vergütung auf die Garantie für seine Mittel vom 
Interbankenmarkt und seine Einlagen zahlen.
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(136) Hinsichtlich der Rekapitalisierung heißt es in den Num­
mern 15 und 44 der Rekapitalisierungsmitteilung, dass es 
in begründeten Fällen notwendig sein mag, kurzfristig 
niedrigere Vergütungssätze für notleidende Banken zu 
akzeptieren. Dies muss in der Annahme und unter der 
Bedingung geschehen, dass sich die niedrigere Vergütung 
im Umstrukturierungsplan widerspiegelt. Bei dem aus 
dem Zusammenschluss hervorgehenden Institut handelt 
es sich im Wesentlichen um ein Abwicklungsinstrument 
zur Erleichterung der geordneten Abwicklung von Anglo 
und INBS. Das Institut wird keine neuen Geschäftsberei­
che mit Ausnahme derer erschließen, die zur Abwicklung 
des Darlehensportfolios notwendig sind. Irland hat in 
dieser Hinsicht die erforderlichen Zusagen gemacht (siehe 
Abschnitt 2.3.2). Anglo und INBS werden aus dem iri­
schen Kredit- und Einlagenmarkt vollständig ausscheiden. 
Daraus kann der Schluss gezogen werden, dass die Um­
strukturierung in dieser Form einen Ausgleich für die 
ausbleibende Vergütung darstellt. Anglo und INBS sind 
schließlich vollständig verstaatlicht, und ihre jeweiligen 
Anteilseigner haben ihre Rechte und Interessen an beiden 
Institutionen verloren. Infolgedessen fallen alle etwaigen 
Erlöse bei Abschluss der Abwicklung des aus dem Zu­
sammenschluss hervorgehenden neuen Instituts in vollem 
Umfang dem Staat zu. 

(137) In der Bankenmitteilung heißt es unter Nummer 26, dass 
für Garantieregelungen eine angemessene Vergütung ge­
zahlt werden sollte. Die Vergütung sollte sich so eng wie 
möglich an den vermutlichen Marktpreis anlehnen, wobei 
allerdings die potenziellen Schwierigkeiten der Begünstig­
ten zu berücksichtigen sind, die hierfür vertretbaren Be­
träge zu verkraften. Wie in Erwägungsgrund 135 aus­
geführt sei darauf hingewiesen, dass das aus dem Zusam­
menschluss hervorgehende Institut mit der Abwicklung 
von Anglo und INBS beauftragt sein wird. Angesichts 
dieser Bedingungen ist der Schluss zu ziehen, dass es 
durchaus gerechtfertigt erscheint, dass das Institut keine 
Vergütung für die Garantie zahlt. 
Schlussfolgerung 

(138) Daher ist der Schluss zu ziehen, dass die Rekapitalisie­
rung des aus dem Zusammenschluss hervorgehenden In­
stituts im Falle des Stress-Szenarios und die staatlichen 
Garantien für Anglo, INBS und das neue Institut notwen­
dig sind, um die Erfüllung der Kapitalanforderungen si­
cherzustellen und gleichzeitig zu gewährleisten, dass aus­
reichende Mittel zur Verfügung stehen, um das poten­
zielle Risiko der Zahlungsunfähigkeit des Instituts zu ver­
ringern. Was die Vergütung für die Beihilfemaßnahmen 
anbelangt, erscheint es im Hinblick auf die Beschränkung 
der Beihilfe auf ein Minimum gerechtfertigt, auf eine Ver­
gütung zu verzichten, da das Institut mit der Abwicklung 
von Anglo und der INBS beauftragt ist. 
iii) Verhältnismäßigkeit — Maßnahmen mit möglichst gerin­

gen negativen Nebeneffekten 

(139) Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut 
sorgt für die Abwicklung von Anglo und INBS, worauf­
hin beide Institute aus dem irischen Kredit- und Einlagen­
markt ausscheiden werden. Wie in Erwägungsgrund 105 
dargelegt, wird das neue Institut in begrenztem Umfang 
wirtschaftlichen Tätigkeiten nachgehen, um das Darlehen­
sportfolio von Anglo und INBS geordnet abwickeln zu 
können. Die Kommission nimmt positiv zur Kenntnis, 
dass Irland die notwendigen Zusagen gemacht hat, um 
zu gewährleisten, dass die wirtschaftlichen Tätigkeiten des 

aus dem Zusammenschluss hervorgehenden Instituts tat­
sächlich auf das erforderliche Minimum beschränkt blei­
ben. Die von diesem Institut gewährten Kredite erfolgen 
ausschließlich im Zusammenhang mit der Verwaltung 
der von Anglo und INBS hinterlassenen Darlehensport­
folios (Umstrukturierung der Darlehen, Erhaltung des Be­
sicherungswerts) und unterliegen strengen Beschränkun­
gen. Das Institut wird weder Einlagen annehmen noch 
neue Geschäftsbereiche erschließen. Folglich werden sich 
die durch die massiven Beihilfen an Anglo, INBS und das 
aus deren Zusammenschluss hervorgehende Institut ver­
ursachten Wettbewerbsverzerrungen in Grenzen halten. 
Schlussfolgerung 

(140) Daher ist der Schluss zu ziehen, dass i) die Rekapitalisie­
rung des aus dem Zusammenschluss hervorgehenden In­
stituts im Falle des Stress-Szenarios und die Garantien zur 
Gewährleistung der Abwicklung von Anglo und INBS 
angemessen sind; ii) Anglo und INBS aus dem irischen 
Kredit- und Einlagenmarkt ausscheiden werden; dass es 
iii) unter den gegebenen Umständen gerechtfertigt er­
scheint, dass für die Investitionen in Anglo, INBS und 
das aus deren Zusammenschluss hervorgehende Institut 
keine Vergütung gezahlt wird und keine positiven Erträge 
abfallen; und iv) genügend spezifische Maßnahmen zur 
Begrenzung der negativen Nebeneffekte für andere Wett­
bewerber getroffen wurden. 
6.3.4. Die Anwendung der Umstrukturierungsmitteilung 

(141) In der Umstrukturierungsmitteilung sind die Beihilfevor­
schriften dargelegt, die bei der Umstrukturierung von 
Finanzinstituten im Rahmen der derzeitigen Krise gelten. 
Damit die Umstrukturierung eines Finanzinstituts im 
Rahmen der gegenwärtigen Finanzkrise als mit Arti­
kel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV vereinbar angese­
hen werden kann, müssen folgende Voraussetzungen er­
füllt sein: 

i) Sie muss zur Wiederherstellung der langfristigen Ren­
tabilität oder zur ordnungsgemäßen Abwicklung der 
Bank führen; 

ii) einen hinreichenden Eigenbeitrag des Begünstigten 
umfassen (Lastenverteilung); 

iii) ausreichende Maßnahmen zur Beschränkung von 
Wettbewerbsverzerrungen beinhalten. 

6.3.4.1. G e o r d n e t e A b w i c k l u n g d e s a u s 
d e m Z u s a m m e n s c h l u s s h e r v o r ­
g e h e n d e n I n s t i t u t s 

(142) Der gemeinsame Umstrukturierungsplan ist auf die ge­
ordnete Abwicklung von Anglo und INBS durch das 
aus ihrem Zusammenschluss entstehende Institut aus­
gerichtet. Demnach ist die Bewertung der langfristigen 
Rentabilität des entstehenden Instituts hinfällig. 

(143) Der gemeinsame Umstrukturierungsplan sieht eine geord­
nete Abwicklung von Anglo und INBS mit Hilfe staatli­
cher Unterstützung vor. Das hinterlassene Darlehensport­
folio beider Institute wird über einen Zeitraum von zehn 
Jahren abgewickelt. Um den Schutz des neuen Instituts 
vor jeglichen Ausfallrisiken gewährleisten zu können, 
sind nach Schätzungen Irlands Kapitalzufuhren in Höhe 
von […] erforderlich. Außerdem wird das durch den Zu­
sammenschluss entstehende Institut staatliche Garantien 
für die Fortsetzung der Tätigkeiten erhalten, die für die 
geordnete Abwicklung der Aktiva von Anglo und INBS 
erforderlich sind.
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(144) Daher sind die Voraussetzungen für eine ordnungs­
gemäße Abwicklung der Aktiva des aus dem Zusammen­
schluss hervorgehenden Instituts erfüllt. 

6.3.4.2. E i g e n b e i t r a g / L a s t e n v e r t e i l u n g 

(145) In der Umstrukturierungsmitteilung heißt es, dass ein 
angemessener Eigenbeitrag des Begünstigten erforderlich 
ist, um die Beihilfe auf ein Minimum zu beschränken, 
etwaige Wettbewerbsverzerrungen zu begrenzen und 
moralische Risiken zu vermeiden. Dazu sind a) sowohl 
die Umstrukturierungskosten als auch der Beihilfebetrag 
zu begrenzen und ist b) ein signifikanter Eigenbeitrag zu 
leisten. 

a) Begrenzung der Umstrukturierungskosten und des Beihilfe­
betrags 

(146) Nach den Grundsätzen der Umstrukturierungsmitteilung 
ist der Beihilfebetrag auf das erforderliche Minimum zu 
begrenzen, und die Banken sollten zur Finanzierung der 
Umstrukturierung als erstes ihre eigenen Mittel verwen­
den. 

Anglo und INBS werden aus dem Mark ausscheiden 

(147) Irland hat beschlossen, dass Anglo und INBS angesichts 
der massiven Verluste beider Institute und mit Blick auf 
die Unsicherheit, die die Fortführung ihrer Tätigkeiten auf 
dem Markt auslösen würde, ihre Geschäftstätigkeit ein­
stellen sollten. Andernfalls bestünde insbesondere das Ri­
siko, dass der Staat Anglo und INBS fortwährend Kapital 
zuführen müsste, um die Verluste zu decken und zu 
gewährleisten, dass beide Institute die neuen Kapitalan­
forderungen der Finanzaufsicht erfüllen. Mit seiner Ent­
scheidung für die Abwicklung beider Banken hat der 
irische Staat den Marktspekulationen gegen Anglo und 
INBS ein Ende gesetzt und die Kosten der staatlichen 
Unterstützung zugunsten der Institute geklärt. 

(148) Diese Entscheidung Irlands wird zusammen mit den in 
Abschnitt 2.3.2 dargelegten Zusagen gewährleisten, dass 
die Beihilfen nicht zur Erschließung neuer Geschäftsberei­
che verwendet werden, für die Kapital und Finanzierungs­
mittel benötigt würden. Auf diese Weise wird zur Be­
grenzung des Beihilfebetrags auf das erforderliche Mini­
mum beigetragen. Insbesondere wird das aus dem Zu­
sammenschluss hervorgehende Institut keine neuen Kre­
dite vergeben und seine Tätigkeit auf die Verwaltung des 
von Anglo und INBS hinterlassenen Darlehensportfolios 
unter strikten Auflagen beschränken. 

Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut ist der 
geeignetste Abwicklungsmodus 

(149) Im Rahmen der Abwicklung von Anglo und INBS hat 
Irland den Zusammenschluss beider Institute beschlossen, 
um nur ein Abwicklungsinstrument verwalten zu müs­
sen. Durch diese Lösung dürften Synergieeffekte bei der 
Abwicklung des Darlehensportfolios, der Verwaltung der 
Personalressourcen und dem Refinanzierungsmanage­
ment erzielt werden. Zwar werden diese Synergieeffekte 
nur von begrenztem Ausmaß sein, doch werden sie die 
Abwicklung der Vermögenswerte erleichtern. […] Durch 
den Zusammenschluss der beiden Institute wird in die­
sem Fall eine Begrenzung des Kapitals bewirkt, das Irland 
den betreffenden Banken zuführen muss. 

(150) Generell wird der Zusammenschluss der beiden Banken 
eine Vereinfachung der Abwicklungsstruktur und mögli­
cherweise auch eine — wenngleich begrenzte — Verrin­
gerung der strukturellen Kosten bewirken. 

Eine sofortige Liquidation wäre kostenaufwändiger und würde 
mehr systemische Risiken bergen 

(151) Alternativ könnte Irland eine sofortige Liquidation von 
Anglo und INBS in Betracht ziehen. Die Kommission ist 
allerdings der Auffassung, dass eine Liquidation höhere 
Kosten als eine geordnete Abwicklung verursachen und 
mehr staatliche Beihilfen erfordern würde. […]. 

(152) Für das gewerbliche Kreditportfolio, das von Anglo auf 
das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut 
übertragen wird, sieht der gemeinsame Umstrukturie­
rungsplan Wertberichtigungen des Nominalwerts von 
[…] vor ( 58 ). Angesichts der von den Beratern von Anglo 
im Mai 2010 veranschlagten Höhe der Abschläge würde 
ein Notverkauf (Firesale) der nicht auf die NAMA über­
tragenen Darlehen wesentlich höhere Verluste bewirken 
als eine geordnete Abwicklung des Darlehensportfolios 
([…]) ( 59 ). Insgesamt wären die Verluste im Falle einer 
sofortigen Liquidation von Anglo höher als die Verluste, 
die bei einer Abwicklung über einen langen Zeitraum 
entstehen. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass insbeson­
dere in Bezug auf die irischen Darlehen bislang keine 
Transaktion stattgefunden hat, die einen vergleichbaren 
Umfang aufwies. Daher handelt es sich bei allen Zahlen 
um Schätzwerte, die auf dem Urteil von Sachverständigen 
beruhen. Außerdem wäre es im Fall eines Schnellverkaufs 
mehr als fraglich, ob sich für ein derartiges Volumen an 
Aktiva selbst bei sehr niedrigen Preisen ein Käufer finden 
würde. 

(153) Bei einem Liquidationsverfahren würden die Erlöse aus 
dem Verkauf der Aktiva zur Auszahlung der vorrangigen 
Inhaber von Anleihen und der Einleger sowie zur Rück­
zahlung der mit staatlichen Garantien besicherten EZB/ 
CBI-Liquidität verwendet. […]. 

(154) Bei Anglo liegt für unbesicherte Verbindlichkeiten in 
Höhe von rund […] Mrd. EUR keine staatliche Garantie 
vor ( 60 ). […]. Für die übrigen unbesicherten Verbindlich­
keiten (rund 3 Mrd. EUR) liegt eine staatliche Garantie 
vor, und die betreffenden Gläubiger würden zum Nenn­
wert vom Staat entschädigt. Daher würden die Inhaber 
unbesicherter vorrangiger Anleihen im Falle der Liquida­
tion in Höhe eines Nettobetrags von maximal […] Mrd. 
EUR zu den Verlusten beitragen. Dieser Betrag wird von 
den zusätzlichen Verlusten noch übertroffen, die bei ei­
nem Notverkauf der Aktiva von Anglo entstehen würden.
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( 58 ) Dies ist ein konservativerer Ansatz für die Wertberichtigungen als 
das von […] im Mai 2010 veranschlagte Niveau () für den Fall einer 
geordneten Abwicklung des Darlehensportfolios. 

( 59 ) Das von Anglo hinterlassene Darlehensportfolio hat einen Buchwert 
von […] Mrd. EUR; würde die von […] für eine Liquidation ge­
schätzte Höhe der Abschläge auf das Darlehensportfolio angewen­
det, ergäbe dies einen Verlust von über […]. Angesichts der wei­
teren Verschlechterung der Lage in Irland seit dem Zeitpunkt dieser 
Schätzungen würde der Verlust wahrscheinlich noch höher ausfal­
len. 

( 60 ) Per 18. Februar 2011 hielt Anglo i) unbesicherte vorrangige An­
leihen ohne staatliche Garantie im Wert von […] Mio. EUR; ii) 
unbesicherte vorrangige Anleihen mit staatlicher Garantie im Wert 
von […] Mio. EUR; und iii) besicherte vorrangige Anleihen ohne 
staatliche Garantie im Wert von […].



(155) Außerdem müssten im Falle der Liquidation die nachran­
gigen Gläubiger Verluste hinnehmen. Da jedoch die nach­
rangigen Verbindlichkeiten in den letzten Jahren zurück­
gekauft wurden und die verbleibenden noch ausstehen­
den nachrangigen Verbindlichkeiten gering sind, würden 
diese Verluste nicht die zusätzlichen staatlichen Beihilfen 
aufwiegen, die benötigt würden, um die anderen vorran­
gigeren Gläubiger auszuzahlen ( 61 ). 

(156) Folglich würde eine rasche Liquidation des Darlehen­
sportfolios — sofern überhaupt machbar, was keineswegs 
sicher ist — für Irland Kosten ergeben, die höher als die 
mit der geplanten geordneten Abwicklung der Ver­
mögenswerte von Anglo und INBS über zehn Jahre ver­
bundenen Kosten wären, bei der zunächst die leichter zu 
veräußernden Aktiva abgestoßen werden, während dieje­
nigen, für die gegenwärtig keine Nachfrage besteht, noch 
über mehrere Jahre gehalten werden. 

(157) In Bezug auf die INBS gelten hinsichtlich des hinterlasse­
nen kommerziellen Kreditportfolios (das fast vollständig 
auf die NAMA übertragen wurde) ähnliche Erwägungen 
wie für Anglo. Für die große Mehrheit der Verbindlich­
keiten der INBS liegt ebenfalls eine Garantie des irischen 
Staates vor ( 62 ). 

(158) Bezüglich des von der INBS hinterlassenen Portfolios an 
Hypothekarkrediten weist Irland im Umstrukturierungs­
plan für die INBS darauf hin, dass man angesichts der 
Qualität des Portfolios und verfügbarer Marktunter­
suchungen über Umsätze mit ähnlichen Aktiva von bes­
serer Qualität in Irland und im Vereinigten Königreich, 
[…], bei kurzfristigen Transaktionen mit dem Hypothe­
karkreditportfolio der INBS von hohen Abschlägen aus­
gehen müsse. 

(159) Im gemeinsamen Umstrukturierungsplan sind für das 
Portfolio der INBS an Hypothekarkrediten ausgehend 
von Wertberichtigungen von […] insgesamt Verluste 
von rund […] vorgesehen. Müsste dieses Portfolio 
2011 veräußert werden, beliefen sie sich auf […]. Der 
Vorteil einer geordneten Abwicklung der INBS könnte 
jedoch geringer ausfallen, falls für das Hypothekarkredit­
portfolio ein höherer Abschlag als erwartet verlangt wür­
de. Es ist jedoch wahrscheinlich, dass der Abschlag […]. 

Schlussfolgerung 

(160) Daher ist der Schluss zu ziehen, dass durch die geordnete 
Abwicklung von Anglo und INBS über das aus dem 
Zusammenschluss hervorgehende Institut die Umstruktu­
rierungskosten und der Betrag der staatlichen Beihilfe auf 
das erforderliche Minimum beschränkt werden. 

b) Signifikanter Eigenbeitrag 

(161) Nach den in der Umstrukturierungsmitteilung dargelegten 
Grundsätzen gilt Folgendes: i) Die begünstigte Bank sollte 
sich soweit wie möglich mit eigenen Mitteln an der Fi­
nanzierung der Umstrukturierung beteiligen, beispiels­
weise durch den Verkauf von Vermögenswerten; ii) die 
Kosten im Zusammenhang mit der Umstrukturierung 
sind in angemessenem Umfang auch von denjenigen zu 
tragen, die in die Bank investiert haben, indem dafür 
gesorgt wird, dass Verluste mit verfügbarem Kapital auf­
gefangen und angemessene Vergütungen für die staatli­
chen Maßnahmen gezahlt werden. Mit der Lastenvertei­
lung wird ein doppeltes Ziel verfolgt: Begrenzung etwai­
ger Wettbewerbsverzerrungen und Vermeidung mora­
lischer Risiken ( 63 ). 

i) Eigenbeitrag der betreffenden Institute 

(162) Bei der Abwicklung von Anglo und INBS wird der Ei­
genbeitrag beider Institute zu ihrer Umstrukturierung da­
durch maximiert, dass alle Vermögenswerte zum Verkauf 
stehen und die Erträge in vollem Umfang in die Finan­
zierung der Abwicklung einfließen. Allerdings ist der 
Wert der Aktiva so stark gefallen, dass die Erlöse aus 
ihrem Verkauf gemessen an dem beiden Banken zuge­
führten Kapital sehr gering ausfallen. 

(163) Außerdem haben beide Banken ihr Einlagenportfolio ver­
äußert. 

ii) Lastenverteilung auf Anteilseigner und nachrangige Gläubi­
ger 

(164) In Bezug auf die Lastenverteilung sieht die Umstrukturie­
rungsmitteilung vor, dass die Umstrukturierungskosten 
nicht ausschließlich vom Staat getragen werden, sondern 
auch von den früheren Investoren und Anteilseignern. 

(165) Im Falle von Anglo wurden die privaten Anteilseigner 
vollständig „ausgeschaltet“ und die Bank in vollem Um­
fang verstaatlicht. 

(166) Die INBS befand sich vor der Rekapitalisierung durch den 
Staat im Besitz ihrer Mitglieder. Insbesondere die „Teil­
haber“ (d. h. Personen, die Einlagen bei der INBS hielten) 
hatten einen Anspruch auf Gewinnbeteiligung im Falle 
der Umwandlung der Rechtsform der INBS in eine ge­
wöhnliche Geschäftsbank (Demutualisierung), Abwick­
lung oder Auflösung. Im Anschluss an die erste Rekapi­
talisierung der INBS hat der Staat durch die Begebung 
von Sondervermögensanteilen (Special Investment Sha­
res) die vollständige Kontrolle über die INBS erlangt. Da­
rauf haben die Mitglieder alle Ansprüche auf Gewinn­
beteiligung (z. B. im Falle der Veräußerung der INBS) 
an den Staat verloren. Folglich wurden die wirtschaftli­
chen Rechte der Teilhaber vollständig „ausgeschaltet“.
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( 61 ) Per 18. Februar 2011 beliefen sich die nachrangigen Verbindlich­
keiten von Anglo auf nur […] Mio. EUR. 

( 62 ) Per 18. Februar 2011 hielt INBS unbesicherte vorrangige Anleihen 
ohne staatliche Garantie im Wert von […] Mrd. EUR, keine unbe­
sicherten vorrangigen Anleihen mit staatlicher Garantie und keine 
besicherten vorrangigen Anleihen ohne staatliche Garantie. ( 63 ) Siehe Punkt 22 der Umstrukturierungsmitteilung.



(167) Daher haben sowohl die Anteilseigner von Anglo als 
auch die Teilaber der INBS einen maximalen Beitrag ge­
leistet, indem sie dem Staat die Kontrolle über das Eigen­
tum an den Instituten überlassen haben. 

(168) Die nachrangigen Gläubiger haben im Wege von zwei 
Rückkaufsoperationen von nachrangigen Darlehen (Liabi­
lity Management Exercises — LME) im Falle von Anglo 
und einer im Falle der INBS ebenfalls einen wesentlichen 
Beitrag zur Umstrukturierung geleistet. Die beiden Rück­
kaufsoperationen bei Anglo fanden im August 2009 
bzw. Dezember 2010 statt und waren mit umfangrei­
chen Verlusten für die Inhaber der Anleihen verbunden. 
Sie erbrachten dem Institut einen Gewinn vor Steuern 
von rund 3,5 Mrd. EUR und versorgten die Bank mit 
zusätzlichem Tier-1-Kernkapital ( 64 ). Die INBS führte 
2009 eine Rückkaufoperation durch, bei der die Inhaber 
ihre Titel 42 % unter Nennwert tauschten, wodurch für 
das Institut Tier-1-Kernkapital in Höhe von 112 Mio. 
EUR frei wurde. 

(169) Insgesamt wird das aus dem Zusammenschluss hervor­
gehende Institut nachrangige Verbindlichkeiten in Höhe 
von 500 Mio. EUR halten (Stand: 31. Dezember 2010), 
d. h. wesentlich weniger, als Anglo und INBS per 31. De­
zember 2008 hielten (5 Mrd. EUR bzw. 300 Mio. EUR). 
Daran werden die massiven Verluste deutlich, die die 
Inhaber nachrangiger Titel hinnehmen mussten. Irland 
hat überdies zugesagt, dass das aus dem Zusammen­
schluss hervorgehende Institut weder Kupons auszahlen 
noch Call-Optionen auf nachrangige Schuldtitel und Hy­
bridkapitalinstrumente ausüben wird, es sei denn, es ist 
dazu rechtlich verpflichtet. 

(170) Angesichts des außerordentlich hohen Betrags der staat­
lichen Beihilfen, die die beiden Institute gemessen an 
ihrer Größe erhalten haben, und der damit verbundenen 
Kosten für den Staat ist es durchaus legitim zu prüfen, ob 
nicht eine Lastenverteilung auf die vorrangigen Gläubiger 
erzielt werden könnte. In diesem Zusammenhang sind in 
Irland die Inhaber von vorrangigen Schuldtiteln gleich­
rangig mit Inhabern von Sparkonten. […]. Wie bereits 
erwähnt würde eine sofortige Liquidation der Banken 
noch wesentlich umfangreichere Beihilfen erfordern und 
wäre mit einer erheblich höheren Belastung für den Steu­
erzahler verbunden. Bislang hat die Kommission noch 

keinen detaillierten Verschlag erhalten, wie die vorrangi­
gen Gläubiger […] in die Lastenverteilung einbezogen 
werden könnten, ohne dass sich die Abwicklungskosten 
für den Staat erhöhen. 

Schlussfolgerung 

(171) Insgesamt ist der Schluss zu ziehen, dass angesichts des 
gegenwärtigen rechtlichen Rahmens der Eigenbeitrag von 
Anglo und INBS zu ihrer geordneten Abwicklung mit 
den in der Umstrukturierungsmitteilung verankerten 
Grundsätzen in Einklang steht. 

6.3.4.3. M a ß n a h m e n z u r B e g r e n z u n g v o n 
W e t t b e w e r b s v e r z e r r u n g e n 

(172) Die Umstrukturierungsmitteilung sieht vor, dass sich die 
Maßnahmen zur Begrenzung von Wettbewerbsverzerrun­
gen nach der Höhe der Beihilfe und der Marktpräsenz des 
unterstützten Instituts nach der Umstrukturierung rich­
ten. 

(173) Wie bereits in Abschnitt 6.2.5 dargelegt ist der von Ang­
lo, INBS und dem aus ihrem Zusammenschluss hervor­
gehenden Institut erhaltene Beihilfebetrag sowohl absolut 
als auch gemessen an der Größe und den risikogewich­
teten Aktiva der Institute außerordentlich hoch. Daran 
wird der Umfang des Zusammenbruchs dieser Banken 
deutlich. 

(174) Gleichzeitig sind die Wettbewerbsverzerrungen insofern 
begrenzt, als die Institute fast vollständig aus allen Märk­
ten ausscheiden werden, in denen sie präsent sind. Die 
Geschäftstätigkeit des neuen Instituts wird soweit wie 
möglich eingeschränkt. Die diesbezüglichen Zusagen Ir­
lands sind in Abschnitt 2.3.2 erläutert. Das aus dem den 
Zusammenschluss hervorgehende Institut wird das von 
Anglo und INBS hinterlassene Darlehensportfolio abwi­
ckeln und keine neuen Geschäftstätigkeiten aufnehmen. 
Die Annahme von Einlagen wird ebenfalls eingestellt ( 65 ). 
Alle Zusagen Irlands bleiben bis zur Vollständigen Ab­
wicklung aller Vermögenswerte gültig und werden einge­
löst. 

(175) In den folgenden Erwägungsgründen wird erläutert, wa­
rum diese Zusagen Irlands gewährleisten, dass die Wett­
bewerbsverzerrungen auf ein Minimum beschränkt blei­
ben. 

Keine neuen Geschäftstätigkeiten 

(176) Die Kommission nimmt die Zusage Irlands positiv zur 
Kenntnis, dass das aus dem Zusammenschluss hervor­
gehende Institut weder neue Geschäftstätigkeiten aufneh­
men noch neue Märkte erschließen wird. Das Institut 
wird lediglich das von Anglo und INBS hinterlassene 
Darlehensportfolio abwickeln und wird aufgelöst, sobald 
die hinterlassenen Vermögenswerte vollständig abge­
wickelt sind. 

(177) Außerdem wird das aus dem Zusammenschluss hervor­
gehende Institut nicht zum Erwerb oder zur Übernahme 
von Beteiligungen an anderen Unternehmen befugt sein. 
Auf diese Weise wird verhindert, dass staatliche Mittel 
zur Ausweitung seiner Geschäftstätigkeiten verwendet 
werden.
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( 64 ) Am 22. Juli 2009 leitete Anglo ein Festpreis-Tenderverfahren für 
mehrere Tier-1- und Tier-2-Wertpapiere (1. und 2. Klasse) ein. Der 
Kaufpreis lag zwischen 27 % und 55 % des Nennwerts der Papiere. 
Insgesamt wurden Wertpapiere im Betrag von 2,5 Mrd. EUR ange­
boten (gewichtete durchschnittliche Erfolgsrate: 77 %), und die 
Transaktion erbrachte der Bank einen Gewinn vor Steuern von 
1,8 Mrd. EUR. 
Am 21. Oktober 2010 leitete Anglo eine Rückkaufsoperation für 
Tier-2-Wertpapiere der 2. Klasse ein, bei der für einen Tausch gegen 
neue Papiere mit staatlicher Garantie und Fälligkeit zum Dezember 
2011 20 Cent pro EUR angeboten wurden. Die Inhaber der Titel 
stimmten mehrheitlich für den Tausch, der unter Marktwert (20 
Cent) abgewickelt wurde, und für den Einsatz einer Kaufoption 
für die betreffenden Wertpapiere, die es Anglo ermöglichte, die Titel 
zum Preis von 1 Cent zurückzukaufen (dieser Preis galt für Inhaber, 
die den Tausch zu 20 Cent abgelehnt hatten). Die Transaktion 
betraf Tier-2-Titel mit einem Nennwert von 1 890 Mio. EUR und 
erbrachte einen Gewinn vor Steuern von 1 588 Mio. EUR. Außer­
dem wurden Wertpapiere im Nennwert von 200 Mio. USD, die in 
Form von Privatplazierungen auf dem US-Markt begeben worden 
waren und nicht von der Rückkaufsoperation betroffen waren, zum 
Preis von 25 Cent zurückgekauft. Dabei fiel ein Gewinn vor Steuern 
von 150 Mio. USD an. 

( 65 ) Dazu wird der Geschäftsbereich Vermögensverwaltung von Anglo 
entweder 2011 veräußert oder über einen Fünfjahreszeitraum abge­
wickelt.



Fortführung des bestehenden Kreditgeschäfts 

(178) Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut 
gewährt keine Kredite an neue Kunden und beschränkt 
sein Kreditgeschäft auf die Verwaltung des von Anglo 
und INBS hinterlassenen Darlehensportfolios. Insofern 
wird das neue Institut dieses Portfolio aktiv mit dem 
Ziel der Maximierung des NGW verwalten, wie dies 
den üblichen Geschäftsgepflogenheiten von Banken unter 
der Annahme der Unternehmensfortführung entspricht. 

(179) Hinsichtlich des kommerziellen Kreditportfolios kann das 
aktive Portfolio-Management in begrenztem Umfang 
auch neue Kredite an einen Kunden für die Fertigstellung 
oder den Ausbau einer Immobilie umfassen, wenn da­
durch der NGW der Vermögensgegenstände erhalten 
oder gesteigert wird. Allerdings unterliegt dieses aktive 
Portfolio-Management Einschränkungen dergestalt, dass 
das kommerzielle Kreditportfolio die im gemeinsamen 
Umstrukturierungsplan veranschlagten Zahlen in einem 
einzelnen Jahr während des Planungszeitraums nicht 
um mehr als […] übersteigen darf. Zudem wird diese 
Obergrenze für die Erhöhung des Portfolios wie in Ab­
schnitt 2.3.2 beschrieben durch mehrere zusätzliche De­
ckelungen für bestimmte Darlehensnehmer ergänzt. 

(180) Irland hat des Weiteren zugesagt, dass im Zusammen­
hang mit dem von der INBS hinterlassenen Hypothekar­
kreditportfolio keine neuen Wohnungsbaukredite ver­
geben werden (es sei denn, die Bank ist dazu vertraglich 
verpflichtet). Das Hypothekarkreditportfolio wird mit 
dem Ziel der Maximierung des NGW verwaltet. Für die 
Vergabe neuer Kredite gelten strikte Beschränkungen: 
Weitere Vorschüsse auf Wohnungsbau-Hypothekarkredite 
werden für den Zeitraum 2011 bis 2012 auf 20 Mio. 
EUR und für das nachfolgende Jahr auf 5 Mio. EUR be­
grenzt. Diese Obergrenzen (im Jahresdurchschnitt 
10 Mio. EUR für 2011 und 2012 und danach 5 Mio. 
EUR pro Jahr) belaufen sich auf weniger als 1 % des 
Nennwerts des Hypothekarkreditportfolios des aus dem 
Zusammenschluss hervorgehenden Instituts. Auf diese 
Weise wird es davon abgehalten, seine Geschäftstätigkei­
ten im Hypothekarkreditgeschäft auszuweiten. 

(181) Insgesamt werden die Obergrenzen für das Darlehens- 
portfolio und die von Irland eingegangenen Verpflichtun­
gen gewährleisten, das das von Anglo und INBS hinter­
lassene Darlehensportfolio mit Umsicht verwaltet wird, 
wobei das Ziel in der Maximierung der Erlöse besteht 
und gleichzeitig verhindert wird, dass das aus dem Zu­
sammenschluss hervorgehende Institut neue Finanzie­
rungsgeschäfte mit neuen oder bereits bestehenden Kun­
den abschließt. Die Geschäftstätigkeiten des neuen Insti­
tuts werden daher auf das erforderliche Minimum be­
schränkt, und durch die Zusagen Irlands wird gewähr­
leistet, dass die Tätigkeiten des Instituts in Bezug auf 
eine etwaige Verzerrung des Wettbewerbs keinen nen­
nenswerten Anlass zu Bedenken geben. 

Annahme von Einlagen 

(182) In Einklang mit dem Hilfsprogramm wurde die Veräuße­
rung von Einlagen bei Anglo und INBS in Höhe von 

rund 12,2 Mrd. EUR und von NAMA-Bonds beider In­
stitute im Betrag von rund 15,9 Mrd. EUR am 24. Februar 
2011 zum Abschluss gebracht (siehe Abschnitt 2.3.1.1). 

(183) Zum Zeitpunkt der Übertragung der Einlagen hielt das 
aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut aller­
dings Einlagen in Höhe von höchstens 1 Mrd. EUR. 

(184) So werden insbesondere verschiedene Unternehmensein­
lagen als Garantie für die an Unternehmen vergebenen 
Darlehen gehalten (auf sog. Income Sweep Accounts). 
Diese Einlagen werden im Rahmen der vertraglichen Kre­
ditvereinbarungen zwischen den Instituten und ihren 
Kunden gehalten und sind als solche Bestandteil der ge­
ordneten Abwicklung des Darlehensportfolios von Anglo 
und INBS. Allerdings werden die Tätigkeiten des aus dem 
Zusammenschluss hervorgehenden Instituts einge­
schränkt, da es keine neuen Einlagen von Kunden anneh­
men wird und die weiter gehaltenen Einlagen schrittweise 
abgelöst werden. 

(185) Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut 
wird die bei ihm verbleibenden Einlagen in etwa analog 
zur Abwicklung der entsprechenden Vermögenswerte ab­
bauen (bzw., wenn keine entsprechenden Vermögens­
werte vorhanden sind, in etwa analog zur Abwicklung 
des Darlehensportfolios). Außerdem hat Irland zugesagt, 
dass das Einlagenportfolio dieses Instituts die im gemein­
samen Umstrukturierungsplan veranschlagten Zahlen zu 
keinem Zeitpunkt um mehr als 200 Mio. EUR überstei­
gen wird. 

(186) Schließlich werden die Geschäftstätigkeiten des aus dem 
Zusammenschluss hervorgehenden Instituts im Einlagen­
geschäft drastisch reduziert und auf das für die geordnete 
Abwicklung des von Anglo und INBS hinterlassenen Dar­
lehensportfolios erforderliche Minimum beschränkt. Da­
her wird durch die Zusagen Irlands gewährleistet, dass 
das Einlagengeschäft des Instituts nicht zu einer nennens­
werten Wettbewerbsverzerrung auf dem irischen Ein­
lagenmarkt führt. 

Schlussfolgerung 

(187) Insgesamt ist der Schluss zu ziehen, dass die außer­
ordentlich hohen staatlichen Beihilfebeträge nicht zu ei­
ner unzulässigen Verfälschung des Wettbewerbs führen, 
da sie durch eine entsprechend umfangreiche Reduzie­
rung der Marktpräsenz aufgewogen werden. Die zur Be­
grenzung von Wettbewerbsverzerrungen getroffenen 
Maßnahmen stehen insofern mit der Umstrukturierungs­
mitteilung in Einklang, als das aus dem Zusammen­
schluss hervorgehende Institut keine neuen Geschäfts­
tätigkeiten aufnehmen und die Annahme von Einlagen 
einstellen wird, während seine Kreditvergabe auf die nor­
male Verwaltung und Abwicklung des von Anglo und 
INBS hinterlassenen Darlehensportfolios beschränkt wird. 
Das Institut wird schließlich vollständig aus dem irischen 
Kredit- und Einlagengeschäft ausscheiden und daher 
keine weiteren Wettbewerbsverzerrungen bewirken. 
Überdies wird das Institut ein Übernahmeverbot einhal­
ten.
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6.3.4.4. Ü b e r w a c h u n g 

(188) Nummer 46 der Umstrukturierungsmitteilung sieht vor, 
dass der Kommission regelmäßig detaillierte Berichte zur 
Überprüfung der ordnungsgemäßen Umsetzung des Um­
strukturierungsplans vorzulegen sind. Dementsprechend 
sollte Irland der Kommission ab dem Zeitpunkt der Be­
kanntgabe dieses Beschlusses alle sechs Monate derartige 
Berichte vorlegen. 

(189) Im Falle der Umstrukturierung von Anglo und INBS wird 
zudem ein Überwachungstreuhänder für die Dauer von 
drei Jahren eingesetzt, der die Umsetzung der von Irland 
gemachten Zusagen überwachen wird. Dieser Über­
wachungstreuhänder ist für die Überwachung der Ge­
samtheit der eingegangenen Verpflichtungen zuständig 
(siehe Anhang II). Insbesondere wird der Überwachungs­
treuhänder regelmäßig überprüfen, ob das aus dem Zu­
sammenschluss hervorgehende Institut das von Anglo 
und INBS hinterlassene Darlehensportfolio unter Einhal­
tung der eingegangenen Verpflichtungen verwaltet, und 
er wird dafür sorgen, dass die Verwaltung des Darlehen­
sportfolios von Anglo und INBS nicht zu einer Verfäl­
schung des Wettbewerbs auf dem Markt führt. 

6.3.4.5. S c h l u s s f o l g e r u n g 

(190) Daher ist der Schluss zu ziehen, dass der gemeinsame 
Umstrukturierungsplan von Anglo und INBS die Anfor­
derungen der Umstrukturierungsmitteilung erfüllt. Der 
Plan sieht eine geordnete Abwicklung der Vermögens­
werte von Anglo und INBS vor. Der Eigenbeitrag der 
Banken ist ausreichend, es findet eine umfangreiche Las­
tenverteilung statt, und die staatliche Beihilfe wird auf das 
erforderliche Minimum beschränkt. Es werden angemes­
sene Maßnahmen zur Vermeidung von Wettbewerbsver­
zerrungen getroffen, und es wird eine ordnungsgemäße 
Überwachung erfolgen. 

7. SCHLUSSFOLGERUNG 

(191) Die in den Erwägungsgründen 66 bis 69 erläuterten und 
in Tabelle 1 aufgeführten Maßnahmen a bis v sind als 
Umstrukturierungsbeihilfe zu betrachten. Bezüglich der 
Beihilfemaßnahmen, die Gegenstand des Eröffnungs­
beschlusses vom 31. März 2010 sind, ist die Kommission 
nach Maßgabe von Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung 
Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999 über be­
sondere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 
des EG-Vertrags ( 66 ) der Auffassung, dass diese Maßnah­
men gemäß Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV mit 
dem Binnenmarkt vereinbar sind. Hinsichtlich der übri­
gen Maßnahmen, die Gegenstand dieses Beschlusses sind, 
erhebt die Kommission nach Maßgabe von Artikel 4 Ab­
satz 3 der Verordnung Nr. 659/1999 keine Einwände 
gegen diese Maßnahmen, da sie gemäß Artikel 107 Ab­
satz 3 Buchstabe b mit dem Binnenmarkt vereinbar sind 
— 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die nachstehend aufgeführten Beihilfemaßnahmen, die Irland 
zugunsten der Anglo Irish Bank und der Irish Nationwide 

Building Society durchgeführt hat bzw. zugunsten des Instituts, 
das aus dem Zusammenschluss dieser beiden Banken hervor­
geht, durchzuführen beabsichtigt, sind angesichts der in Anhang 
I dargelegten Verpflichtungen/Zusagen Irlands mit dem Binnen­
markt vereinbar: 

a) […] Rekapitalisierungen der Anglo Irish Bank im Betrag von 
29,44 Mrd. EUR; 

b) bereits durchgeführte Rekapitalisierungen der Irish Nation­
wide Building Society im Betrag von 5,4 Mrd. EUR; 

c) bereits geleistete staatliche Garantien zugunsten der Anglo 
Irish Bank einschließlich der Garantieregelung für Banken 
(Guarantee Scheme for Credit Institutions — CIFS), der Ga­
rantieregelung für Bankverbindlichkeiten (Eligible Liabilities 
Guarantee Scheme — ELG), der Sofort-Liquiditätshilfe (Emer­
gency Liquidity Assistance — ELA) sowie Garantien für kurz­
fristige Verbindlichkeiten und außerbilanzielle Verbindlich­
keiten; 

d) bereits geleistete staatliche Garantien zugunsten der Irish 
Nationwide Building Society einschließlich CIFS, ELG, ELA 
sowie Garantien für kurzfristige Verbindlichkeiten; 

e) bereits durchgeführte Entlastungsmaßnahme zugunsten der 
Anglo Irish Bank in Form der Übertragung von für eine 
Entlastung in Frage kommenden Krediten in Höhe von 35 
Mrd. EUR auf die NAMA; 

f) bereits durchgeführte Entlastungsmaßnahme zugunsten der 
Irish Nationwide Building Society in Form der Übertragung 
von für eine Entlastung in Frage kommenden Krediten in 
Höhe von 8,9 Mrd. EUR auf die NAMA; 

g) […] Rekapitalisierung des durch den Zusammenschluss ent­
stehenden Instituts im Betrag von 3,3 Mrd. EUR unter Stress­
bedingungen; 

h) geplante Garantien zugunsten des durch den Zusammen­
schluss entstehenden Instituts für seine Interbankenkredite, 
Einlagen und außerbilanziellen Verbindlichkeiten. 

Artikel 2 

Irland teilt der Kommission innerhalb von zwei Monaten nach 
der Bekanntgabe dieses Beschlusses die Maßnahmen mit, die 
ergriffen wurden, um dem Beschluss nachzukommen. Außer­
dem übermittelt Irland ab dem Datum der Bekanntgabe dieses 
Beschlusses alle sechs Monate ausführliche Berichte über die 
Maßnahmen, die ergriffen wurden, um dem Beschluss nach­
zukommen. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an Irland gerichtet. 

Brüssel, den 29. Juni 2011 

Für die Kommission 

Joaquín ALMUNIA 
Vizepräsident
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ANHANG I 

VON IRLAND EINGEGANGENE VERPFLICHTUNGEN/ZUSAGEN 

Staatliche Beihilfe C 11/10 — Umstrukturierung der Anglo Irish Bank und der INBS (zusammen „das aus dem 
Zusammenschluss hervorgehende Institut“) 

1. Dauer der Verpflichtungen: Soweit nicht anders angegeben sind alle von Irland eingegangenen Verpflichtungen ver­
bindlich gültig und werden eingehalten, bis die Vermögenswerte des aus dem Zusammenschluss hervorgehenden 
Instituts einschließlich der Eigenwechsel vollständig abgewickelt sind. 

Verbot der Erschließung neuer Geschäftsbereiche und Märkte: Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut wird 
keinen anderen Geschäftstätigkeiten nachgehen als denen, die zur geordneten Abwicklung des übernommenen 
Darlehensportfolios erforderlich sind (einschließlich gegebenenfalls des Verkaufs von Darlehen im Hinblick auf 
die Maximierung ihres Restwerts und die Beschränkung von Kapitalverlusten auf ein Minimum). Das aus dem 
Zusammenschluss hervorgehende Institut wird keine neuen Geschäftstätigkeiten aufnehmen und keine neuen Märkte 
erschließen. Das Institut wird seine Bankenlizenz nur so lange behalten und verwenden, wie dies für die geordnete 
Abwicklung des Darlehensportfolios erforderlich ist, und sie nicht zur Erschließung neuer Geschäftsbereiche ver­
wenden. Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut wird liquidiert, sobald seine Vermögenswerte voll­
ständig abgewickelt sind. 

2. Verwaltung der vorhandenen Vermögenswerte: Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut wird das vor­
handene Portfolio in Einklang mit den normalen Geschäftsgepflogenheiten und treuhänderischen Pflichten im Sinne 
einer maximalen Steigerung des Nettogegenwartswert (NGW) der Vermögenswerte verwalten. Im Einzelnen heißt 
dies für den Fall, dass ein Kunde die Konditionen seines Darlehens nicht einhalten kann, dass das aus dem 
Zusammenschluss hervorgehende Institut die Darlehenskonditionen nur dann umgestaltet (Aufschub oder teilweiser 
Erlass der Rückzahlungen, Umwandlung (eines Teils) der Forderung in Kapital usw.), wenn dies zu einem höheren 
NGW des Darlehens führen würde (d. h. wenn der aus der Umstrukturierung zu erwartende NGW des Cashflows 
höher als der Gegenwartswert des Cashflows ausfällt, der bei Liquidation zu erwarten wäre). Zusammenfassend wird 
das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut sein Asset-Portfolio in gleicher Weise verwalten, wie ein 
privater Vermögensverwalter die geordnete Abwicklung eines derartigen Portfolios handhaben würde. 

Was das Hypothekarkreditportfolio des aus dem Zusammenschluss hervorgehenden Instituts anbelangt, so gelten 
hierfür entsprechend die gleichen Verpflichtungen wie für die geordnete Abwicklung der anderen Portfolios. Ins­
besondere hat das Institut die Möglichkeit, sein Hypothekarkreditportfolio über folgende Änderungen an den 
Konditionen bestehender Hypothekarkredite umzustrukturieren: i) Vertragsänderung (z. B. durch Angebot eines 
neuen Festzinssatzes); ii) Übertragung bestehender Hypotheken auf neue Immobilien; iii) Übertragung von Eigen­
kapital (z. B. Erhöhung oder Verringerung der Anzahl der Hypothekenschuldner). 

3. Übernahmeverbot: Außer mit vorheriger Zustimmung der Kommission ist das aus dem Zusammenschluss hervor­
gehende Institut nicht zum Erwerb oder zur Übernahme von Beteiligungen an anderen Unternehmen befugt. Dieses 
Übernahmeverbot gilt nicht für Kapitalbeteiligungen, die das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut im 
Rahmen der Umstrukturierung der bestehenden Risikoposition einer in Schwierigkeiten befindlichen aufsichtsrecht­
lichen Institutsgruppe ( 1 ) eingeht (z. B. über ein Schuldenswap-Programm — Debt-for-equity), sofern eine solche 
Umstrukturierung mit den in Zusage 3 niedergelegten Grundsätzen vereinbar ist. 

4. Verbot der Auszahlung von Kupons und der Ausübung von Call-Optionen auf nachrangige Schuldtitel und Hybridkapital­
instrumente: Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut wird weder Kupons auszahlen noch Call-Optio­
nen auf nachrangige Schuldtitel und Hybridkapitalinstrumente ausüben, es sei denn, es ist dazu rechtlich verpflichtet. 

5. Obergrenze für die Vergabe neuer Kredite: In Einklang mit dem Ziel, das nicht auf die NAMA übertragene Darlehen­
sportfolio über einen Zehnjahreszeitraum abzuwickeln, und der vorstehenden Zusage 3 wird das Nettokreditport­
folio des aus dem Zusammenschluss hervorgehenden Instituts die im Plan veranschlagten Zahlenwerte in keinem 
Jahr während des Planungszeitraums um mehr als […] übersteigen; davon ausgenommen sind durch Wechselkurs­
schwankungen bedingte Ausschläge. Diese Obergrenze gilt für die gesamte gewerbliche Kreditvergabe des aus dem 
Zusammenschluss hervorgehenden Instituts einschließlich der in Nummer 7 genannten Finanzierungen. 

Außerdem gilt für das Hypothekarkreditportfolio folgende Zusage: Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende 
Institut wird die Vorschüsse auf vertraglich zugesagte Beträge und auf Beträge, die sich aus der Umstrukturierung der 
bestehenden Hypothekarkreditlinien ergeben, weiter einschränken. Der Gesamtbetrag für weitere Vorschüsse auf 
Hypothekarkredite wird für die Zeit ab dem 1. Januar 2011 bis zum 31. Dezember 2012 auf maximal […] und 
danach auf […] pro Jahr begrenzt. 

Besondere Zusagen für das kommerzielle Kreditportfolio: Die folgenden besonderen Zusagen für die Kreditvergabe gelten 
auch für das kommerzielle Kreditportfolio.
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( 1 ) Zur Klarstellung: Eine aufsichtsrechtliche Institutsgruppe kann aus einem einzelnen oder mehreren Kunden bestehen, dem bzw. denen 
das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institute ein Darlehen gewährt hat. Wenn eine aufsichtsrechtliche Institutsgruppe 
mehrere Kunden umfasst, können Mehrfachdarlehen mit Gegenbesicherung vorliegen. Im Bestreben um die Beschränkung von Kapital­
verlusten auf ein Minimum und um Maximierung des Restwerts können Darlehen anstatt auf Ebene des einzelnen Darlehensnehmers 
auf der Ebene der aufsichtsrechtlichen Institutsgruppe berücksichtigt werden.



a) Vertraglich zugesagte, aber noch nicht ausgezahlte Beträge: Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut darf 
Mittel auf vertraglich zugesagte, aber noch nicht ausgezahlte Darlehenslinien vorschießen. Derartige Zahlungen 
dürfen jedoch während der gesamten Laufzeit des Plans bezogen auf das von dem Institut übernommene 
Darlehensportfolio einen Gesamtbetrag von 1,4 Mrd. EUR nicht übersteigen. Dieser Betrag setzt sich aus 1,1 Mrd. 
EUR vertraglich zugesagter, aber noch nicht in Anspruch genommener Mittel und 0,3 Mrd. EUR vertraglich 
zugesagter außerbilanzieller Garantien zusammen (Stand: Zwischenabschlüsse zum 30. Juni 2010). Revolvierende 
Kreditlinien werden nicht anhand der jeweils in Anspruch genommenen Betrags, sondern des vertraglichen 
Gesamtbetrags berücksichtigt. 

b) Zusätzliche Finanzierungen zugunsten bestehender aufsichtsrechtlicher Institutsgruppen: Das aus dem Zusammenschluss 
hervorgehende Institut darf (gemäß Zusage 2) keine zusätzlichen Finanzierungen bereitstellen, die zum Zeitpunkt 
der Genehmigung des Umstrukturierungsplans nicht bereits vertraglich vereinbart sind. Als Ausnahmeregelung 
darf das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut zusätzliche Beträge an bestehende aufsichtsrechtliche 
Institutsgruppen ausleihen, sofern die Zusagen unter Nummer 3 eingehalten werden und 

— wenn dabei der Besicherungswert der Darlehen auf jeden Fall erhalten bleibt (z. B. zur Deckung der Kosten 
für die Pflege der Sicherheiten, für Versicherung, Steuern, Sicherheit, Insolvenz und Gerichtsverfahren; oder 

— wenn diese Finanzierung mit der Beschränkung von Kapitalverlusten auf ein Minimum und/oder der Steige­
rung des Restwerts eines Darlehens oder eines anderen Kapitalinstruments auf Basis des NGW verbunden ist 
(z. B. wenn dadurch ein wesentlicher Bedarf an Investitions- und Betriebskapital oder Liquiditätsbedarf des 
betreffenden Unternehmens/der aufsichtsrechtlichen Institutsgruppe erfüllt werden kann). 

— Für die zusätzlichen Finanzierungen geltenden folgende Beschränkungen: 

— wenn die nominale Risikoposition gegenüber der aufsichtsrechtlichen Institutsgruppe unter […] liegt, 
übersteigt die zusätzliche Finanzierung die nominale Risikoposition höchstens um […]; 

— wenn die nominale Risikoposition gegenüber der aufsichtsrechtlichen Institutsgruppe zwischen […] und 
[…] liegt, übersteigt die zusätzliche Finanzierung nicht […]; 

— wenn die nominale Risikoposition gegenüber der aufsichtsrechtlichen Institutsgruppe […] Mio. EUR über­
steigt, beträgt die zusätzliche Finanzierung höchstens […] % der nominalen Risikoposition. 

c) Neue aufsichtsrechtliche Institutsgruppen 

Neue Darlehen an neue aufsichtsrechtliche Institutsgruppen: Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende 
Institut darf einer neuen aufsichtsrechtlichen Institutsgruppe nur Darlehen gewähren, wenn alle der folgenden 
Bedingungen erfüllt sind: 

Wenn die Erlöse zur Verringerung der Risikoposition einer bereits bestehenden aufsichtsrechtlichen Instituts­
gruppe genutzt werden; und 

wenn die Transaktion insgesamt nicht zu einer Erhöhung der Gesamtnettorisikoposition für das aus dem Zu­
sammenschluss hervorgehende Institut führt; und 

wenn sich durch die Vergabe neuer Darlehen die zu erwartenden Kapitalverluste auf ein Minimum beschränken 
und/oder sich der erwartete Restwert (als NGW gemessen) im Vergleich zu anderen Strategien zur Umstruktu­
rierung oder Zwangsvollstreckung erhöht; und 

wenn keine Zinskapitalisierung („Interest roll-up“) stattfindet. 

6. Besondere Verpflichtungen betreffend das Hypothekarkreditportfolio. Die folgenden besonderen Verpflichtungen gelten auch 
für die Umstrukturierung des bestehenden Hypothekarkreditportfolios. Wenn der Saldo des Darlehens den Wert des 
hypothekarisch besicherten Gegenstands überschreitet, kann das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut 
seine Einlösung durch den Verkauf der Immobilie erleichtern, indem es einem Käufer eine Finanzierung anbietet, 
über die der ausstehende Saldo beglichen werden kann; sofern diese Finanzierung mit den Zusagen in Nummer 3 in 
Einklang steht. 

7. In Ausnahmefällen kann Irland im nationalen Interesse festlegen, dass weitere Ausnahmen von den Einschränkungen 
für die Kreditvergabe gemäß der Nummern 7 und 8 zur Steigerung des zu erwartenden ökonomischen Werts auf 
der Grundlage des NGW erforderlich sind. Derartige Entscheidungen bedürfen der vorherigen Zustimmung der 
Europäischen Kommission. 

8. Übertragung von Einlagen von Anglo und der INBS. Nach der Übertragung der früheren Einlagen von Anglo und INBS 
(mit Ausnahme von internen Einlagen, Interbankeneinlagen, Refinanzierungsmitteln vom Interbankenmarkt, begebe­
nen Schuldtiteln oder von Zentralbanken und/oder vergleichbaren Institutionen bereitgestellten Refinanzierungs­
mitteln) verbleiben dem aus dem Zusammenschluss hervorgehenden Institut die im Folgenden aufgeführten Kate­
gorien von Einlagen und Konten („ausgeschlossene Verbindlichkeiten“), die das Institut unter Einhaltung der ent­
sprechenden Zusagen weiter halten darf:
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Einlagen, die zum Zeitpunkt der Übertragung der Einlagen von oder im Namen einer Tochter des übertragenden 
Instituts gehalten wurden (Ausnahme: Isle of Man Co); 

a) besicherte Konten (zugunsten des übertragenden Instituts oder jeder anderen Person) und Einlagen in direktem 
oder indirektem Zusammenhang mit einer aufsichtsrechtlichen Institutsgruppe des übertragenden Instituts oder 
Tracker-Bond-Konten zum Zeitpunkt der Übertragung; 

b) auf andere Währungen als Euro, auf US-Dollar oder Britische Pfund lautende Einlagen zum Zeitpunkt der 
Übertragung der Einlagen. Sie werden bei Fälligkeit nicht ersetzt; 

c) Einlagen, die bei Zweigstellen in Jersey, in Düsseldorf oder in Wien gehalten werden oder verbucht sind. Sie 
werden bei Fälligkeit nicht ersetzt; 

d) Konten mit negativem Saldo; 

e) interne Kontrollkonten; 

f) Konten, bei denen das Konto oder der Kontoinhaber Gegenstand einer angekündigten Untersuchung durch die 
Polizei, die Betrugs- oder Ermittlungsbehörden waren; 

g) alle INBS-Konten, die in den Rechungslegungsunterlagen des übertragenden Instituts aufgeschlüsselt nach Zweig­
stellen […] feststellbar sind. 

9. Obergrenzen für Einlagen und ausgeschlossene Verbindlichkeiten. Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut 
wird keine Einlagen von neuen Kunden annehmen. Der Gesamtbetrag der Einlagen von zum Zeitpunkt des Zu­
sammenschlusses bestehenden Kunden wird zu keiner Zeit den Betrag von 1 Mrd. EUR übersteigen. Die Einlagen 
beschränken sich auf die in Nummer 10 festgelegten Einlagenkategorien. Das aus dem Zusammenschluss hervor­
gehende Institut wird diese Einlagen mit Ausnahme derer, die durch Wechselkursschwankungen oder vertragliche 
Verpflichtungen bedingt sind, in etwa analog zur Abwicklung der entsprechenden Vermögenswerte abwickeln (bzw., 
wenn keine entsprechenden Vermögenswerte vorhanden sind, in etwa analog zur Abwicklung des Darlehensport­
folios). Außerdem wird das Einlagenportfolio des Instituts die im Umstrukturierungsplan veranschlagten Zahlenwerte 
zu keinem Zeitpunkt um mehr als 200 Mio. EUR übersteigen. 

10. Überwachungstreuhänder: Das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut bestellt vorbehaltlich der Zustim­
mung der Kommission einen Überwachungstreuhänder, der die Einhaltung der vorstehend aufgeführten Zusagen 
überwacht. 

Der Überwachungstreuhänder wird für eine Dauer von drei Jahren bestellt. Die Regeln für die Bestellung des 
Überwachungstreuhänders sind in Anhang II aufgeführt. Insbesondere muss der Überwachungstreuhänder über 
nachweisliche Erfahrungen im Bereich der Darlehensumstrukturierung und der Darlehensverwaltung und die Fähig­
keit zur Überwachung der Zusagen 3 und 6 verfügen. 

11. Durchsetzung und Berichterstattung. Die irischen Behörden sorgen dafür, dass das aus dem Zusammenschluss her­
vorgehende Institut die vorstehend aufgeführten Verpflichtungen/Zusagen einhält. Die irischen Behörden erstatten 
regelmäßig Bericht über die Maßnahmen, die zur Erfüllung dieser Verpflichtungen/Zusagen ergriffen wurden. Der 
erste Bericht wird der Kommission spätestens sechs Monate nach Bekanntgabe dieses Genehmigungsbeschlusses 
vorgelegt, die nachfolgenden Berichte jeweils im Abstand von sechs Monaten.
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ANHANG II 

BENENNUNG UND AUFGABEN DES ÜBERWACHUNGSTREUHÄNDERS 

Die Anglo Irish Bank und die INBS werden zusammen als „das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut“ 
bezeichnet. 

I. Der Überwachungstreuhänder 

1. Die irischen Behörden sagen zu, dass das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut einen Überwachungs­
treuhänder für eine Dauer von drei Jahren bestellen wird. 

2. Bei dem Überwachungstreuhänder handelt es sich um eine oder mehrere von dem aus dem Zusammenschluss 
hervorgehenden Institut unabhängige natürliche oder juristische Personen(en), die mit Zustimmung der Kommission 
von dem Institut bestellt wird/werden. Der Überwachungstreuhänder hat die Aufgabe zu überwachen, ob das aus dem 
Zusammenschluss hervorgehende Institut seinen Verpflichtungen gegenüber der Kommission nachkommt und den 
Umstrukturierungs- und Abwicklungsplan ordnungsgemäß umsetzt. 

3. Der Überwachungstreuhänder muss unabhängig von dem aus dem Zusammenschluss hervorgehenden Institut sein 
und — z. B. als Investmentbank, Berater oder Rechnungsprüfer — über die erforderlichen Qualifikationen verfügen, 
um sein Mandat zu erfüllen. Ferner muss ein Interessenkonflikt auszuschließen sein. Insbesondere muss der Über­
wachungstreuhänder über nachweisliche Erfahrungen im Bereich der Darlehensumstrukturierung und der Darlehens­
verwaltung und über die Fähigkeit zur Überwachung der Zusagen 2 und 5 verfügen. Für die Vergütung des Über­
wachungstreuhänders ist das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut zuständig, das der unabhängigen und 
effektiven Erfüllung seines Mandats nicht im Wege stehen darf. 

II. Benennung des Überwachungstreuhänders 

Vorschlag der irischen Behörden 

Spätestens vier Wochen nach dem Datum des Beschlusses über die Genehmigung des Plans zur Umstrukturierung und 
Abwicklung des aus dem Zusammenschluss hervorgehenden Instituts legen die irischen Behörden der Kommission die 
Namen von zwei oder mehreren Personen zur Genehmigung vor, die sie unter Angabe ihrer Präferenz als Über­
wachungstreuhänder vorschlagen. Der Vorschlag muss hinreichend genaue Angaben enthalten, damit die Kommission 
überprüfen kann, ob der vorgeschlagene Überwachungstreuhänder die in Abschnitt 3 genannten Voraussetzungen 
erfüllt. Dabei ist auf Folgendes einzugehen: 

Ausführliche Beschreibung des vorgeschlagenen Mandats einschließlich aller erforderlichen Bestimmungen, die dem 
Überwachungstreuhänder die Erfüllung seiner Aufgabe entsprechend den Zusagen ermöglichen; 

Skizze eines Arbeitsplans mit einer Beschreibung, wie der Überwachungstreuhänder die ihm übertragenen Aufgaben 
zu erfüllen gedenkt. 

Annahme bzw. Ablehnung durch die Kommission 

Es liegt im Ermessen der Kommission, den/die vorgeschlagenen Überwachungstreuhänder zu akzeptieren oder ab­
zulehnen und das vorgeschlagene Mandat mit allen etwaigen Änderungen, die sie im Hinblick auf die Auftrags­
erfüllung durch den Überwachungstreuhänder für erforderlich hält, zu genehmigen. Der Überwachungstreuhänder 
wird binnen einer Woche nach der Zustimmung der Kommission nach Maßgabe des von der Kommission geneh­
migten Mandats ernannt. 

Neuer Vorschlag der irischen Behörden 

4. Wenn alle vorgeschlagenen Überwachungstreuhänder abgelehnt werden, legen die irischen Behörden binnen einer 
Woche nach dem ablehnenden Bescheid die Namen von mindestens zwei weiteren Personen oder Institutionen vor. 
Dabei sind die in den Absätzen 1 und 5 dargelegten Bedingungen und Verfahren einzuhalten. 

Benennung des Überwachungstreuhänders durch die Kommission 

5. Wenn alle weiteren vorgeschlagenen Überwachungstreuhänder von der Kommission ebenfalls abgelehnt werden, 
benennt die Kommission (einen) Überwachungstreuhänder, den/die das aus dem Zusammenschluss hervorgehende 
Institut mit einem von der Kommission genehmigten Treuhändermandat betraut. 

III. Die Aufgaben des Überwachungstreuhänders 

6. Der Überwachungstreuhänder hat die Aufgabe, für die Einhaltung der diesem Beschluss beigefügten Bedingungen und 
Verpflichtungen zu sorgen und die Umsetzung des Umstrukturierungs- und Abwicklungsplans zu gewährleisten.
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Aufgaben und Pflichten des Überwachungstreuhänders 

7. Der Überwachungstreuhänder erfüllt folgende Aufgaben: 

i) Er schlägt der Kommission binnen vier Wochen nach seiner Bestellung einen detaillierten Arbeitsplan vor, in dem 
er beschreibt, wie er die Einhaltung der Zusagen gegenüber der Kommission und die Umsetzung des Umstruk­
turierungs- und Abwicklungsplans zu überwachen gedenkt; 

ii) er überwacht die Einhaltung aller Zusagen, die die irischen Behörden im Namen des aus dem Zusammenschluss 
hervorgehenden Instituts gemacht haben, sowie die Umsetzung des Umstrukturierungs- und Abwicklungsplans; 

iii) er schlägt die Maßnahmen vor, die er als notwendig erachtet um zu gewährleisten, dass die irischen Behörden alle 
gegenüber der Kommission eingegangenen Verpflichtungen erfüllen; 

iv) er legt der Kommission, dem aus dem Zusammenschluss hervorgehenden Institut und den irischen Behörden 
jeweils binnen 30 Tagen nach Quartalsende den Entwurf eines schriftlichen Berichts in englischer Sprache vor. Der 
Bericht behandelt die Erfüllung der Pflichten des Überwachungstreuhänders im Rahmen seines Mandats, die 
Einhaltung aller Zusagen und die Umsetzung des Umstrukturierungs- und Abwicklungsplans. Alle Empfänger 
des Berichtsentwurfs haben die Möglichkeit, sich innerhalb von fünf Arbeitstagen dazu zu äußern. Spätestens 
fünf Tage nach Erhalt der Stellungnahmen übermittelt der Überwachungstreuhänder der Kommission einen 
endgültigen Bericht, in dem er wenn möglich nach eigenem Ermessen auf die erhaltenen Stellungnahmen eingeht. 
Der Treuhänder leitet auch den irischen Behörden und dem aus dem Zusammenschluss hervorgehenden Institut 
eine Kopie des Berichts zu. Sofern der Berichtsentwurf oder der endgültige Bericht Angaben enthält, die dem aus 
dem Zusammenschluss hervorgehenden Institut oder den irischen Behörden nicht offengelegt werden sollen, 
erhalten das Institut und die irischen Behörden eine nichtvertrauliche Fassung des Berichtsentwurfs oder des 
endgültigen Berichts. Der Überwachungstreuhänder übermittelt dem aus dem Zusammenschluss hervorgehenden 
Institut und/oder den irischen Behörden keine Fassung des Berichts, bevor dieser der Kommission vorgelegt wurde. 

Die Kommission kann dem Überwachungstreuhänder Weisungen erteilen oder Empfehlungen abgeben, um sicher­
zustellen, dass die gegenüber der Kommission eingegangenen Verpflichtungen eingehalten werden und der Umstruk­
turierungs- und Abwicklungsplan umgesetzt wird. 

Die irischen Behörden und das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Institut arbeiten mit dem Überwachungs­
treuhänder zusammen, unterstützen ihn und erteilen ihm alle Auskünfte, die dieser innerhalb eines vertretbaren 
Rahmens zur Erfüllung seiner Aufgabe benötigt. Der Überwachungstreuhänder hat uneingeschränkten Zugang zu 
allen Büchern, Akten und Unterlagen, zur Geschäftsleitung und sonstigen Mitarbeitern, zu Dateien, Räumlichkeiten 
und technischen Informationen des aus dem Zusammenschluss hervorgehenden Instituts, um seine Aufgabe in 
Einklang mit den Zusagen erfüllen zu können.
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